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Ernälu-ung in erster Linie eine Produk- duktionsweise verlangen. naclilialtig, ökologisch und tiergerecht

8BV

CM

Die Landwirtschaft 
zwischen Markt und Ökoiogie

» » o

Entkopplung der Preis- von der Ein- ergänzt durch die auf den 1. Juli 1999 
Hans Burger, kommenspolitik, was sich in einem in Kraft gesetzte kantonale Öko-Ver-
Chef Abteilung Landwirtschaft starken Abbau der bisherigen Preis- Ordnung, die besonders ökologische 

' ' Stützungen und in einem Wegfall der Leistungen von Landwirtschaftsbetrie- 
Abnalunegarantien äussert. Auf der ben zusätzlich honoriert. Auf Stufe 
anderen Seite stehen die ökologischen Absatz, der «Marktschiene», wirkt das 

Die heutige multifunktionale Land- Herausforderungen, die nach einer Regionalmarketing, das unter dem 
Wirtschaft muss im Interesse der Ver- umweltschonenden, tiergerechten und Qualitätslabel «Natürlich Aargau» aus- 
sorgungssicherheit und einer gesunden auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Pro- schliesslich im Kanton gewachsene.
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schranken, sondern auch die - aus zwei Schienen: Auf Stufe Betrieb/Pro- Beitrag leisten, 
ökonomischer Sicht längst fällige - duktion zu erwähnen sind - neben

einer entsprechenden Bildung und Be­
ratung - die Abgeltungen des Bundes,

tionsaufgabe erfüllen. Um unsere na- Die Sicherung eines angemessenen produzierte Nahrungsmittel bewirbt, 
türlichen Lebensgrundlagen zu erhal- Einkommens über den Markt ist heute Es geht hier vor allem darum, die Aar­
ten und die Pflege der Kulturlandschaft in der Regel nicht mehr möglich, gauer Bevölkerung nicht nur für ge- 
zu gewährleisten, hat sie daneben Die gemeinwirtschaftlichen Leistun- sunde einheimische Nahrungsmittel, 
aber auch einen gemeinwirtschaft- gen sind deshalb notwendigei-weise sondern auch für die Landschaftspfle- 
lichen Leistungs- und Pflegeauftrag durch ergänzende, an Auflagen ge- ge und damit für ein ausgewogenes 
wahrzunehmen. Anders ausgedrückt: bundene Direktzahlungen abzugelten. Landschaftsbild zu sensibilisieren.
Sie übt in der Produktion von Gütern, Darüber hinaus hat der Bund für eine Wichtig ist, dass die massgebende 
die einen Marktpreis haben, eine unter- Verbesserung der Rahmenbedingun- Agrarpolitik nicht einseitige Strategien 
nehmerische Funktion aus und muss gen zu sorgen, damit die hiesige Land- wie eine völlig freie Marktwirtschaft 
gleichzeitig Leistungen im Interesse Wirtschaft im härter werdenden Wett- mit offenen Grenzen oder einen Öko- 
der Allgemeinheit erbringen, die kei- bewerb mit der EU bestehen kann. Es Fundamentalismus anbietet, sondern 
nen Marktpreis haben («öffentliche darf nicht sein, dass unsere Landwirt- den in der Agrarpolitik 2002 vorge- 
Güter»). schäft zusätzlich zu unserem generell zeichneten Mittelweg mit der im Aar-
Diese Zweigleisigkeit führt zu Ziel- höheren Kostenniveau auch durch gau über das Agrarmarketing stark ge- 
konflikten. Auf der einen Seite ver- zahlreiche kostentreibende Auflagen, forderten Verzahnung von Markt und 
langen auf den Freihandel ausgerich- Gebote und Verbote gegenüber ihren Ökologie konsequent weiterverfolgt, 
tete internationale Abkommen (Gatt, ausländischen Konkurrenten auf den Für die langfristige Erhaltung unserer 
WTO) aber auch die sogenannte Agrar- Nahrungsmittelmärkten gewissermas- Kulturlandschaft müssen letztlich so- 
politik 2002 des Bundes eine ver- sen «hausgemacht» ins Hintertreffen wohl die Landwirte und die Bäuerin- 
stärkte Marktorientiemng. Mit dieser gerät. nen als auch die übrige Bevölkerung -
Politik verbunden ist nicht nur die Die Ökologisierung der Landwirt- sei es über Steuerzahlungen oder über 
weitgehende Öffnung der Grenz- schäft läuft im Kanton Aargau über höhere Nahrungsmittelprcise - ihren
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Der Ausbildungsbedarf der Gemeinden ist gross
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Ertragseinbussen bei der Bcrufsfischerci im Hallwilersee 1998
Quellen - bedrohte Biotope für Spezialisten
Erfolgreiches Betriebsjahr 1998 für die kommunalen ARA
Anfall und Verwertung des Klärschlamms 1998
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Mit Quellenangabe erwünscht.
Belegexemplar bitte an die Abteilung 
Umweltschutz schicken.

Papier
Gedruckt auf hochwertigem 
Recyclingpapier.

Inhaltliche Gliederung
Es besteht eine gleichbleibende Grundord­
nung. Die zwölfte Rubrik enthält wechselnde 
Themen. Der geleimte Rücken ermöglicht 
es, die Beiträge herauszutrennen und separat 
nach eigenem Ordnungssystem abzulegen.

Siedlungsqualität ist kein Zufall
Gemeinden im Gesparm
Still-Legung von Ackerland in Wohlenschwil - eine Erfolgsbilanz
Im Aargau entsteht ein kantonales Radroutennetz
Landschaft in Menschenhand
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Redaktion und Produktion
Abteilung Umweltschutz 
Buchenhof, 5001 Aarau 
Tel. 062 835 33 60 
Fax 062 835 33 69 
e-mail umwelt.aargau@ag.ch

UMWELT AARGAU
Informationsbulletin der kantonalen
Verwaltungseinheiten:
Abteilung Raumplanung,
Abteilung Umweltschutz,
Abteilung Landschaft und Gewässer,
Kantonsärztlicher Dienst,
Kantonales Labor,
Abteilung Landwirtschaft,
Abteilung Wald,
Abteilung Energie,
Fachstelle Umwelt-ZGesundheitserziehung, 
Informationsdienst der Staatskanzlei.
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Erscheinungsweise
Zwei- bis dreimal jährlich. Ausgaben von 
UMWELT AARGAU können auch als 
Sondernummern zu einem Schwerpunkt­
thema erscheinen. Das Erscheinungsbild von 
UMWELT AARGAU kann auch für weitere 
Publikationen der kantonalen Vei-waltung 
und für Separatdrucke übernommen werden.
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Titelbild: Spinnennetz
Sinnbild für den Herbst - 
aber auch Hinweis auf die 
vernetzten Zusammenhänge 
in unserer Umwelt
Foto: Thomas Scherer, Luzern
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Bevölkerung

383 Einwohner/km’Kantonsdurchschnitt:Bevölkerungsdichte

Geografie

s

1

T. tt' Verkehr 1
Gesundheit

)
Entsorgung

Abwasser

1544Anlagen:Wärmepumpen

Energieerzeugung

Statistisches Jahrbuch des Kantons Aargau 1998 / November 1998Quelle

z

Aargauer Kennzahlen aus dem 
Statistischen Jahrbuch 1998*

16234 GWh
2673 GWh

13561 GWh

15266 t
38253 t

5493 t
90159 t

10,29 km^
1,16 km^
0,72 km^

48858 ha
1404 km^

70 km
57 km
51 km
20 km

81
97 %

Zupendler (1990):
Wegpendler (1990): 
Personenwagen: 
Verkehrsunfälle:

140907
182559
260175

4433

32 ha
2028 ha

308,432 km

Anlagen im Aargau: 
Anschlussgrad:

Glas:
Papier: 
Altmetall: 
Hauskehricht:

Einwohner:
davon Ausländer:
Gemeinden:
Bezirke:

Bezugsadresse: Kantonales Statistisches Amt, Bleichemattstrasse 4, 5000 Aarau
Telefon: 062 835 13 00, Telefax: 062 835 13 10
Bezugspreis: 35 Franken

Betten in Akutspitälern:
Pflegetage:
Ärzte:
Zahnärzte:
Tierärzte:
Apotheken:

I

kleinste Gemeinde: Kaiserstuhl 
grösste Gemeinde: Sins
Länge Kantonsgrenze:
Flusslängen im Kanton
Rhein:
Reuss:
Aare:
Limmat:
Seen
Hallwilersee:
Klingnauer Stausee:
Flachsee Rottenschwil:
Waldfläche:
Kantonsfläche:

total:
Wasserenergie: 
Kernenergie:

537 322
100826

232
. 11

1761
518173

699
215
101
109

t

Q s o

1
1

* Wo nichts anderes vermerkt ist, stammen die Zahlen von 1997,
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Mit einem finanziellen Aufwand von
über 60 Millionen Franken wurde die
Abwasserreinigungsanlage Schönau
im Kanton Zug in den Jahren 1992 bis
1998 ausgebaut. Die verbesserte Reini-
gungsleistung widerspiegelt sich deut-
lich in der besseren Wasserqualität der
Lorze bei Frauental. Die reduzierte Be-
lastung der Lorze wirkt sich selbst in
der Reuss bei Rottenschwil positiv aus.
Trotz der Erfolge im Gewässerschutz
bedarf es auch in Zukunft weiterer An-
strengungen – sowohl bei der Vermei-
dung von Gewässerverschmutzungen
als auch bei der Abwasserreinigung.
Für die weitere Verminderung der
Nährstoffeinträge in die Gewässer ist
besonders der haushälterische Um-
gang mit Düngemitteln in der Land-
wirtschaft unerlässlich.
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Die Gewässerschutzmass-
nahmen im Einzugsgebiet
der Reuss und ihrer Zuflüsse
haben in den vergangenen
fünf Jahren zu einer weite-
ren Verbesserung der
Wasserqualität in diesen
Fliessgewässern geführt.

Die Kantone Aargau, Luzern und Zug
veröffentlichen bereits zum fünften
Mal einen gemeinsamen Bericht über
den chemischen Zustand der Reuss un-
terhalb des Vierwaldstättersees und ih-
rer Nebengewässer Kleine Emme, Ron
und Lorze für die Jahre 1994 bis 1998.

Die Wasser-
qualität der
Reuss gibt
Auskunft
über den Er-

folg der getroffenen Gewässerschutz-
massnahmen. Der Bericht wertet die
Messdaten von 16 verschiedenen phy-
sikalischen und chemischen Messgrös-
sen an zehn Untersuchungsstellen aus.
Seit Beginn der Untersuchungen vor
25 Jahren verliess die Reuss den Vier-
waldstättersee noch nie so sauber. Im
Verlauf der Fliessstrecke wird der
Fluss durch die Kleine Emme, die Lor-
ze und verschiedene Abwasserreini-
gungsanlagen mit organischen Stoffen
und Nährstoffen belastet. Mit Ausnah-
me des Nitrits – einem Zwischenpro-
dukt des Abbaus von Stickstoffverbin-
dungen – werden die Qualitätsziele für
Fliessgewässer in der gesamten Reuss
heute aber eingehalten. In der Kleinen
Emme hängt der erhöhte Gehalt an
gelöstem organischem Kohlenstoff
(DOC) mit den im Einzugsgebiet gele-
genen Torfböden zusammen. Ron und
Lorze ihrerseits erhalten aus den nähr-
stoffreichen Gewässern Rotsee und
Zugersee eine hohe Grundbelastung an
DOC.
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Der ausführliche Bericht «Unter-
suchung der Reuss sowie der Zu-
flüsse Kleine Emme und Lorze in
den Jahren 1994–1998» kann kos-
tenlos bezogen werden bei:

Abteilung Umweltschutz
Entfelderstrasse 22 (Buchenhof)
5001 Aarau
Tel. 062 835 33 60
Fax 062 835 33 69
e-mail: umwelt.aargau@ag.ch

Dr. Arno Stöckli
Abteilung Umweltschutz
062 835 33 60
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An die Aargauer Gewässer werden
vielfältige Nutzungsansprüche gestellt.
Sie decken einen Teil des Strombedarfs
und nehmen alle unverschmutzten Ab-
wässer aus Siedlungen, Strassen und
Kulturland sowie gereinigtes Abwasser
aus Kläranlagen auf. Sie werden für

Freizeitvergnügen genutzt und liefern
erst noch hochwertige Nahrung. In
erster Linie aber sind sie artenreiche
Lebensräume für Pflanzen und Tiere.
Die Fischbestände sind allerdings ei-
ner gewissen Schwankung ausgesetzt,
was sich in der Fischfangstatistik des
Kantons widerspiegelt. 

Ertragseinbussen bei der
Berufsfischerei im Hallwilersee 1998
1998 wurde in den Aargauer Gewässern 67 Tonnen Fisch
gefangen, rund ein Drittel weniger als im Vorjahr. Diese
drastische Ertragseinbusse verursacht hat der von der
EAWAG prognostizierte Felchenrückgang im Hallwilersee.
Dort mussten die Berufsfischer einen Minderertrag von 
50 Prozent in Kauf nehmen. In den Aargauer Bächen und
Flüssen haben Fischerinnen und Fischer im vergangenen
Jahr aber deutlich mehr Fische gefangen als 1997. Ein 
in diesem Jahr beginnendes Biomonitoring ermöglicht
erstmals einen Überblick darüber, welche Fischarten in
welchen Gewässern vorkommen.

Teils wochenlange Hochwasser prägten das Leben der Fische in den letzten zwölf Monaten.
Foto: Peter Voser, Abteilung Wald

om «Datenfang» 
zum Monitoring

Mit der Fischfangstatistik besitzt der
Kanton Aargau ein umfangreiches und
weit zurückreichendes Umweltdaten-
archiv über
die Fisch-
erträge aus
seinen Ge-
wässern. Ei-
nige Fische-
reivereine
führen zu-
dem eigene Statistiken. Da nur 16 der
rund 40 Fischarten in der Fangstatistik
erfasst werden, beginnt dieses Jahr ein
4-jähriges Monitoring-Programm für
alle Fisch- sowie die grossen Krebs-
und Muschelarten.

V

Dr. Peter Voser und 
Dr. Martin Huber
Abteilung Wald
Sektion Jagd und 
Fischerei
062 835 28 50
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us Aargauer Gewässern
67 Tonnen Fisch 

1998 wurden im Kanton Aargau
66’990 Kilogramm Fisch gefangen.
Felchen aus der Berufsfischerei Hall-
wilersee waren die dominierende Fisch-
art. Auf sie entfielen über 38’720 kg
oder 58 Prozent. Mit 4 456 kg oder 
7 Prozent waren die Barben vertreten.
Alle anderen Arten kamen auf weniger
als 6 Prozent Anteil am gesamten
Fischertrag.

A

1997 betrug die Gesamtfangmenge
104’870 kg (73 Prozent Felchen). Der
Fangertrag ging 1998 gegenüber dem
Vorjahr also um 36 Prozent zurück.
Dieser Rückgang geht auf das Konto
der Felchen: Die Berufsfischer am
Hallwilersee verzeichneten 1998 einen
Minderertrag von 50 Prozent. 63 Pro-
zent des Fischertrags entfällt auf die
Berufsfischerei, 37 Prozent auf die An-
gelfischerei (Zahlen 1998).

angrückgang 
im Hallwilersee

Der Hallwilersee ist das einzige Ge-
wässer im Kanton Aargau, das noch
berufsmässig befischt wird. 90 Prozent
aller Fänge im Hallwilersee entfallen
entsprechend auf die Berufsfischerei
und lediglich 10 Prozent auf die Hob-
byfischerei. 

F

1996 1997 1998

Hallwilersee 77 689 kg 88 561 kg 46 450 kg
Aare 5 292 kg 5 278 kg 7 757 kg
Limmat 2 951 kg 1 868 kg 3 788 kg
Reuss 1 100 kg 1 054 kg 1 004 kg
Rhein 6 268 kg 6 011 kg 5 790 kg
Übrige Gewässer 2 366 kg 2 098 kg 2 200 kg

Total 95 667 kg 104 870 kg 66 990 kg

Fangerträge aus den Aargauer Gewässern in Kilogramm 
(ohne Fischzuchtbetriebe)

Frische Fische 
auf unserem Tisch
Pro Person isst die Schweizer Bevöl-
kerung jährlich acht Kilogramm
Fisch. Im Aargau entfallen lediglich
0,2 kg pro Person auf Fänge in kanto-
nalen Gewässern. Diese decken somit
weniger als drei Prozent des Konsums.
Schätzungsweise 5 000 Aargauerin-
nen und Aargauer decken ihren Fisch-
konsum vorwiegend aus der einheimi-
schen Produktion.

Ein Alet auf sauberem Kiesgrund zu Beginn der Laichzeit im Mai: Ein Idealbild, das im Kanton Aargau selten 
zu sehen ist.
Foto: Peter Voser, Abteilung Wald
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Schon für 1997 kündigten die See-
forscher der Eidgenössischen Anstalt
für Wasserversorgung, Abwasserreini-
gung und Gewässerschutz (EAWAG)
in Kastanienbaum bei Luzern den
Hallwilerseefischern einen Fangein-
bruch an. Ein Jahr verspätet und nach
zwei Rekordjahren ist er nun 1998 ein-
getreten. Mit einem Ertrag von über 
45 kg pro Hektare Seefläche liegt der

Der Hallwilersee ist das einzige Gewässer im Kanton Aargau, das berufsmässig befischt wird.
Foto: Peter Voser, Abteilung Wald

Hallwilersee aber noch immer an zwei-
ter Stelle von allen Schweizer Seen.
Der hohe Nährstoffgehalt sorgt für ein
bedeutendes Planktonwachstum, das
vor allem den Felchen ein grosses
Nahrungsangebot liefert. Künstliche
Belüftung und Sauerstoffeintrag ver-
hindern ein Fischsterben, wie es diesen
Sommer im Greifensee eingetreten ist. 

rtrag aus den Fliess-
gewässern 1998 höher

An den Aargauer Flüssen und Bächen
wurden 1998 mit 20’540 kg wieder
mehr Fische gefangen als in den
Vorjahren: 1997 waren es lediglich
16’300 kg und 1996 18’000 kg. Nicht
eingerechnet sind dabei die Erträge aus
den Fischzuchtanlagen und Weihern. 
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Fischfangerträge aus dem Hallwilersee (Felchen)

Der Felchenfang der Berufsfischer zeigt seit 1977 drei wellenförmige Ertragsschwankungen.
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In den Aargauer Bächen und Flüssen wurden im vergangenen Jahr wieder mehr Fische gefangen als 1997.
Foto: Peter Voser, Abteilung Wald

Fische bringen Arbeit
Der Verkaufswert der Fische
schwankt zwischen einer und zwei
Millionen Franken pro Jahr. Be-
deutend grösser ist aber der mit
dem Fischfang verbundene volks-
wirtschaftliche Nutzen durch den
Kauf von Angelgeräten, Angler-
karten und weiteren Fischerei-
utensilien sowie durch Dienstleist-
ungen im Bereich Fischerei. Laut
Umfrage des Schweizerischen Fi-
schereiverbandes geben Fischer
und Fischerinnen im Durchschnitt
jährlich 3 500 Franken für ihre
Freizeitbeschäftigung aus. Rund
drei Viertel des Geldes wird im In-
land ausgegeben (Angaben aus
«Jagd und Natur» 8/1999). 
Somit bringen 30 bis 40 Fischerin-
nen und Fischer den Umsatz, der
etwa einer Jahresstelle entspricht.
Allein unter staatlichem Fischerei-
recht widmen sich 2 000 bis 2 500
Leute engagiert der Fischerei. Da-
zu kommen die Fischerei in Privat-
gewässern sowie die Freianglerei.
Zusammen dürften die Fischerin-
nen und Fischer jährlich mindes-
tens 10 Millionen Franken für ihre
Beschäftigung ausgeben und da-
mit 60 bis 100 Arbeitsplätze erhal-
ten.

Dieser Artikel entstand in Zusam-
menarbeit mit Hans Minder und
Rolf Acklin, Fischereiaufseher,
Abteilung Wald, Sektion Jagd und
Fischerei.

Mit etwa 4 450 kg (22 Prozent) war die
Barbe die mengenmässig wichtigste
Art der Flüsse und Bäche. 3 560 kg 
(17 Prozent) entfielen auf die Bach-
forelle, rund 2 580 kg auf den Alet 
(12 Prozent), 2 520 kg (12 Prozent) auf
den Hecht und 2 270 kg (12 Prozent)
auf den Aal.

Rund ein Viertel bis zwei Drittel des
Fischertrags aus Fliessgewässern steu-
ert die Freianglerfischerei bei. An der
Limmat übersteigt der Freianglerfang
zuweilen denjenigen der übrigen Fi-
scherinnen und Fischer. Pro verkaufte
Freianglerkarte betrug der Fang 1998
rund 3,2 kg, 1996 waren es 1,8 kg, 1997
nur 1,5 kg. Im Vergleich dazu wurden
1976 8,3 kg und 1986 noch 5,4 kg
Fische pro verkaufter Freianglerkarte
entnommen.



Quellen sind emotional ansprechend.
Während vieler Jahrhunderte wurden
sie kultisch verehrt und vor jedem
Schaden bewahrt. Sie waren ein weit-
verbreitetes Symbol in heidnischen
Mythen und Sagen. Auch wenn mit der
Christianisierung die heidnische Sym-
bolik verdrängt wurde, blieb doch die

mystische
Ausstrah-
lung. Fast
unbemerkt
traten viele
christliche
Figuren an 

die Stelle der früheren Sagengestalten,
und noch heute finden sich Kapellen
und Wallfahrtsorte an Quellaustritten. 

uellen sind 
heute kaum erforscht

Die Faszination der Quellen ist unver-
ändert, nicht nur, weil sie klares Trink-
wasser führen, sondern auch, weil sie
ökologisch Spannendes zu bieten ha-
ben. Um so erstaunlicher ist es da, dass
Quellen bei uns bisher nur ungenügend
geschützt sind. Mit ein Grund dafür
könnte sein, dass diese kleinräumigen
Biotope auch in der Wissenschaft we-
nig Beachtung finden und daher in der
Schweiz noch kaum erforscht sind. 
Im Rahmen einer Dissertation setzte
sich Jens Martin Zollhöfer am For-
schungszentrum für Limnologie der
Eidgenössischen Anstalt für Wasser-
versorgung, Abwasserreinigung und
Gewässerschutz (EAWAG) dafür ein,
das Ökosystem der Quellen besser zu
verstehen und so die Grundlagen für
einen wirkungsvolleren Schutz dieser
Lebensräume zu schaffen. Der Kanton

Q

Aargau unterstützte das Forschungs-
vorhaben, das unter anderem die Wie-
derbesiedlung von renaturierten Quell-
bächen in der Gemeinde Rohr bei Aar-
au untersuchte, mit einem Beitrag aus
dem Lotteriefonds.

chnittstelle 
im Wasserlauf

Biologisch gesehen sind Quellen der
Übergang zwischen Grundwasser und
Bachoberlauf. Sie werden daher so-
wohl von Tieren besiedelt, die im
Grundwasser heimisch sind, als auch
von solchen, die in Bächen und Tei-
chen leben. Die Lebensräume der
Quellbiotope sind so ruhig und ausge-
glichen wie kaum irgendwo sonst. Der

S

Einfluss der Jahreszeiten ist stark ab-
geschwächt und Hochwasser mit den
damit verbundenen Umlagerungen der
Gewässersohle fehlen ganz. Manche
Quelle schüttet sogar das ganze Jahr
über eine konstante Wassermenge. Die
Temperatur des Wassers entspricht da-
bei ungefähr dem Jahresdurchschnitt
der Lufttemperatur und schwankt nur
um wenige Grad. Eine Quelle, die uns
in der Sommerhitze erfrischend kühles
Trinkwasser bietet, ist bei Dauerfrost
im Winter, wenn die Landschaft mit
Eis und Schnee zugedeckt ist, eine
Wärmeinsel. Dann führen viele Tier-
spuren zu ihr, und die umgebenden
Bäume sind voller Singvögel, die hier
noch Nahrung finden.
Auch Pflanzen gedeihen an Quellen 
in ganz erstaunlicher Weise. So blüht
hier beispielsweise das Wechselblättri-
ge Milzkraut, das auf ganzjährig schüt-
tende Quellen hinweist und auch im
Winter grün ist. Andere Pflanzenarten
wie zum Beispiel die leuchtend gelbe
Sumpfdotterblume blühen zuweilen
schon im Dezember, wenn sie im wär-
menden Einflussbereich eines Quell-
austritts wachsen. Die Brunnenkresse
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Quellen – bedrohte Biotope 
für Spezialisten
Quellen sind faszinierende Biotope, in denen zahlreiche
hochspezialisierte Tiere leben. Doch viele dieser Lebe-
wesen sind stark gefährdet, denn nur noch wenige Quel-
len sind in einem naturnahen Zustand. Ein wirkungsvoller
Schutz dieser sensiblen Ökosysteme setzt nicht nur
strengere gesetzliche Grundlagen voraus, sondern auch
ein besseres wissenschaftliches Verständnis, wie Quellen
renaturiert werden könnten.

Dr. Jens Martin Zollhöfer
062 213 95 45
Dr. Arno Stöckli
Abteilung Umweltschutz
062 835 34 30

Reichschüttende, naturnahe Wasseraustritte wie diese Karstquelle im Jura sind
in der Schweiz besonders selten geworden.
Foto: Jens Martin Zollhöfer



hat erkannt, dass ihr an den Quellen
sicher keine Trockenheit droht. Sie hat
fleischig dicke Blätter fast ohne schüt-
zende Wachsschicht ausgebildet, ist vi-
taminreich und wohlschmeckend. Sie
wurde früher oft auf Märkten verkauft
und taucht auch heute wieder im
Marktangebot auf.

ie verbreiten sich 
die Quellbewohner?

Quellen sind Inselbiotope. Das er-
schwert vielen Organismen die Besied-
lung von neuen Quellbiotopen, insbe-

W

sondere wenn die nächste intakte Quel-
le viele Kilometer entfernt ist. Wie es
die kleinen, oft nicht flugfähigen Tier-
chen schaffen, irgendwann vielleicht
doch einmal die neue Quelle zu besie-
deln, wird wohl immer ein Geheimnis
bleiben. Jens Martin Zollhöfer unter-
sucht gegenwärtig, wie erfolgreich und
mit welcher Dynamik die Neubesied-
lung von Quellen vor sich geht. Als
Studienobjekt wurden zwei revitali-
sierte Quellbäche, sogenannte Gies-

sen, bei Rohr im Kanton Aargau ausge-
wählt. Nach drei Jahren konnte der
Biologe 23 Tierarten und Artengrup-
pen (Taxa) nachweisen, von denen nur
gerade vier als typische Quellbewoh-
ner gelten. Dies ist rund ein Drittel we-
niger, als in nächstgelegenen, rund 50
Kilometer entfernten naturnahen Gies-
sen gefunden wurden. Offenbar geht
eine Neubesiedlung von Quellbioto-
pen im Mittelland viel langsamer vor
sich als bisher aufgrund von Fliessge-
wässeruntersuchungen angenommen
werden konnte.

N
r.

7
O

kt
ob

er
 1

99
9

12

Lebensräume für Spezialisten
Quellen sind Lebensräume für Spezia-
listen. Eine ganze Reihe von im Wasser
lebenden Tieren hat sich an das saubere,
ganzjährig sauerstoffreiche und nähr-
stoffarme Wasser der Quellbäche ange-
passt. In Europa leben rund 465 ver-
schiedene Arten von Kleintieren bevor-
zugt oder ausschliesslich in Quellen. Im
Jura und im schweizerischen Mittelland
wurden in 38 naturnahen Quellen etwa
160 mit dem Auge noch gut erkennbare
Arten nachgewiesen. Viele dieser Arten
sind von Natur aus selten und heute ver-
mutlich in ihrem Bestand bedroht.

Eher unscheinbar beginnen die meisten unserer Fliessgewässer in der Berg-
region. Aber auch diese kleinen «linearen Quellen» sind von interessanten und
seltenen Quellspezialisten bewohnt.
Foto: Jens Martin Zollhöfer
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Neunaugler
Bach

Entwicklung der Anzahl Tierarten und Artengruppen (Taxa) in zwei renaturierten Giessen (Bibersteiner Giessen und
Neunaugler Bach). Beide Quellbäche werden mit zwei Referenzquellen verglichen. 
Die Wiederbesiedlung der renaturierten Quellen geht langsamer voran als ursprünglich angenommen. 

Neubesiedlung von Quellen im Mittelland (Talaue, 361 m ü. M.)



Besser sind die Aussichten, dass sich
eine Quelle wieder erholt, bei beste-
henden, aber gestörten Quellen und
wenn sich in der Umgebung noch na-
turnahe Quellen befinden. Dies konnte
am Fallbeispiel einer beweideten Quel-
le im Jura gezeigt werden, die mit
einfachem Weidedraht umzäunt und
dadurch von Weideeinflüssen abge-
schirmt wurde. Zu Beginn der Unter-
suchungen war die Quelle durch Vieh-
tritt stark beeinträchtigt und gross-
flächig versumpft. Die Auszäunung
des Sömmerungsviehs hat schon im
ersten Jahr die Zusammensetzung des
Gewässersohlenmaterials deutlich ver-
ändert: Prägten im beweideten Zustand
Schlamm und Lehm die Quelle, zeig-
ten sich schon bald nach der Einzäu-
nung kleine kiesige Abschnitte. Erst
diese ermöglichten eine juratypische
Quellfauna mit strömungsliebenden
Arten wie Steinfliegen, Alpenplanarie
und quelltypischen Köcherfliegenlar-
ven. Die Strömungsgeschwindigkeit
hatte sich erhöht und vermochte teil-
weise den jahrzehntelang angesam-
melten Schlamm abzutransportieren.
Dieser Prozess verstärkte sich in den
folgenden Jahren. Die Anzahl der in
der Quelle gefundenen Arten hatte sich
im ersten halben Jahr nach der Einzäu-
nung fast verdoppelt und nach einein-
halb Jahren das Niveau der Referenz-
quellen erreicht. Dreieinhalb Jahre
nach der Zäunung war – abgesehen
vom fehlenden Totholz – ein relativ
naturnaher Quellbach entstanden. Das
vor der Einzäunung grossflächig ver-
sumpfte Umland wurde trockener und
begehbar. 
Inzwischen ist die Studie abgeschlos-
sen, die Umzäunung verschwunden
und die Kühe weiden wieder an der
Quelle. Der Quellbereich versumpft
wieder. Dies mag aus biologischer
Sicht bedauerlich scheinen, ist jedoch
wissenschaftlich interessant, zeigt es
doch, dass die durch die Umzäunung
eingeleiteten Prozesse umkehrbar und
tatsächlich auf die Beweidung zurück-
zuführen sind. 

ersiegt,
verdolt, vergessen

Naturnahe Quellen sind eine Selten-
heit geworden. Ursprünglich war die
Schweiz als «Wasserschloss Europas»
sehr reich an Quellen. Doch nur weni-
ge sind übrig geblieben, und naturnahe
Quellen sind heute selbst in den ab-
gelegensten Gegenden des Juras eine
absolute Rarität. Eine Studie der Bris-
tol-Stiftung zeigt, dass im schweizeri-
schen Mittelland von den ursprünglich
rund neunzehn Quellen pro Quadratki-
lometer nur noch knapp neun übrigge-
blieben sind, die meisten von ihnen in
naturfernem Zustand.
Wie konnte es so weit kommen? Aus-
gehend von der Notsituation im Zwei-
ten Weltkrieg haben die kantonalen
Meliorations- und Wasserbauämter
jahrzehntelang die Intensivierung der
Landnutzung ermöglicht. Dabei wur-
den unzählige kleine Quellmulden ent-
wässert, Sümpfe trockengelegt, der
Grundwasserspiegel grossflächig ab-
gesenkt und Auen abgedeicht. Das an-
gestrebte Ziel der Produktionssteige-
rung in Land- und Forstwirtschaft wur-
de zwar erreicht. Aber die Gründlich-
keit, mit der die Landschaft drainiert
und trockengelegt wurde, führte dazu,
dass heute weniger als ein Prozent der
vorhandenen Quellen als naturnah be-
zeichnet werden kann – vermutlich zu
wenig, um den Lebensgemeinschaften
der Quellen ein längerfristiges Über-
leben zu sichern. Auch der gestiegene

V Trinkwasserverbrauch hat wahrschein-
lich vielen Quellen das Wasser abge-
graben. Manche sind beweidet, und das
eine oder andere Quelltobel musste gar
als Abfalldeponie herhalten.
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gezäunte Quelle

Referenz

1.5 2 2.5 3 3.50.5
beweidet

Zäunung

**

Wenig zimperlich hat sich diese Köcherfliegenlarve das Baumaterial für ihren
Köcher ausgesucht. Die lebenden Erbsenmuscheln, die sich filtrierend
ernähren, scheint das nicht zu stören. Weidegänger wie die kleine Schnecke
überleben das dagegen nicht lange.
Foto: Jens Martin Zollhöfer

Entwicklung der Anzahl Tierarten und
Artengruppen (Taxa) in einer von
Weideeinflüssen abgezäunten Jura-
quelle im Vergleich zu drei Referenz-
quellen. Die Untersuchungen haben
gezeigt, dass Quellen die Fähigkeit
haben, sich selbst relativ schnell zu
erholen.

Potenzial einer eingezäunten
Juraquelle (905 m ü. M.),
sich selbst wieder zu erholen



uellen besser schützen!
Quellen sind Privateigentum und ge-
hören zu der Parzelle, der sie entsprin-
gen. Dadurch fallen Quellbäche erst
nach dem Überfliessen der ersten Par-
zellengrenze unter kantonales Recht.
Bei Gewässersanierungen bleiben
Quellen daher gewöhnlich unberück-
sichtigt. Heute weiss niemand genau,
wo noch wie viele Quellen sind und in
welchem Zustand sie sich befinden.

Q Zwar haben die Kantone detaillierte
Grundwasserkarten erstellt, auf denen
das Gewässernetz sowie die grösseren
Quellen verzeichnet sind. Doch die
meisten Quellen sind nicht mit dem
Gewässernetz verbunden. Ihr Wasser
versickert nach einigen Dutzend oder
Hundert Metern wieder, ohne in ein
Fliessgewässer zu gelangen. 
Aus der Sicht des Naturschutzes sind
diese Quellen wertvolle «Trittsteinbio-
tope», die eine Vernetzung der Lebens-
räume ermöglichen. Nötig wäre daher
eine genauere Bestandesaufnahme,
denn nur was bekannt ist, kann auch
geschützt werden. Nicht zuletzt fehlt
auch auf der Ebene des Gewässer-
schutzgesetzes (GschG) die Grund-
lage, um die letzten naturnahen Quell-
biotope besser zu schützen.
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«Quellen, die unbekannten
Biotope: erfassen,
bewerten, schützen»
Im von der Bristol-Stiftung herausge-
gebenen Buch zeichnet Jens Martin
Zollhöfer mit der Zustandsbeschrei-
bung der Quellen im Schweizer Mit-
telland und im Jura ein relativ düs-
teres Bild, gibt aber auch zu Hoff-
nungen Anlass. Nach einer kurzen
Einführung über die Besonderheiten
der Quellen zeigt er anhand von aus-
gewählten Gebieten und Beispielen
die derzeitige Gefährdung und Verän-
derung der Quellen auf. Wie müsste
eine naturnahe Quelle aussehen, und
was lebt darin? Ein Bewertungsver-
fahren für den biologischen Zustand
der Quellen stellt zudem den Verant-
wortlichen ein praktikables Hand-
lungsinstrument zur Verfügung. Die
Schutz- und Aufwertungsmöglich-
keiten für Quellbiotope werden an
Beispielen dargestellt und Grund-
regeln für den Umgang mit Quellen
im Alltag runden das Buch ab. 

Bezugsquelle: 
Krypto
F. Flück-Wirth
Internationale Buchhandlung
9053 Teufen
ISBN 3-905209-05-5

Dünne, konstant benetzte Wasserfilme,
wie sie vor allem in Quellbereichen
vorkommen, sind der Lebensraum
dieser Tastermücke.
Foto: Jens Martin Zollhöfer

Einer der Topräuber des Quellbachs ist der Feuersalamander, der besonders
im Jura häufig anzutreffen ist. Die Feuersalamander-Larven (Bild) leben in
Quellgebieten, die deshalb auch Salamanderzone genannt werden.
Foto: Jens Martin Zollhöfer



In den aargauischen Abwasserreini-
gungsanlagen ist 1998 mehr Abwasser
gereinigt worden als im Vorjahr. Die
registrierte Zuflussmenge betrug 127
Millionen Kubikmeter gegenüber 115
Millionen Kubikmeter im Jahr 1997. 

Davon wur-
den 120 Mil-
lionen
Kubikmeter
biologisch 

gereinigt. Das grössere Volumen ist die
direkte Folge der grösseren Jahresnie-
derschlagsmenge.

irkungsvolle Reinigung 
in der ARA

Sauerstoffbedarf: Für die Reinigung
der bei Trockenwetter anfallenden
Schmutzstoff-Fracht wird Sauerstoff
benötigt. Gemessen am biochemischen
Sauerstoffbedarf nach fünf Tagen
(BSB5), wurden 1998 täglich 36,5
Tonnen Sauerstoff verbraucht. Dies

W

entspricht der Belastung von etwa
910’000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Für die biologische Reinigung ist
pro Person mit einem täglichen Anfall
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U Erfolgreiches Betriebsjahr 1998 
für die kommunalen ARA
Die 81 kommunalen Abwasserreinigungsanlagen (ARA)
des Kantons Aargau arbeiteten auch 1998 sehr wirkungs-
voll. Einzelne Anlagen erfüllen aber die heutigen Anfor-
derungen nur noch teilweise und müssten in den kommen-
den Jahren ausgebaut werden. Bei kleineren Anlagen 
ist aus ökologischen und ökonomischen Gründen ein
Anschluss an eine grössere Anlage meist am sinnvollsten.

Edmund Studiger
Abteilung Umweltschutz
062 835 34 18
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Abwassermengen von 1989 bis 1998
Gesamtzufluss in Mio. m3

von 40 g BSB5 zu rechnen. An die Ab-
wasserreinigungsanlagen waren schät-
zungsweise 530’000 Personen ange-
schlossen. Somit stammten 380’000
Einwohnerwerte aus Industrie und Ge-
werbe. 
Die gesamte Reinigungsleistung aller
Anlagen, berechnet auf den biochemi-
schen Sauerstoffbedarf, erreichte mit
knapp 94 Prozent wiederum einen sehr
hohen Effekt (1997: 91 Prozent). Das
gute Ergebnis konnte im Wesentlichen
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Blick über die Nachklärbecken zu den Schlammfermentern und dem
Betriebsgebäude der Abwasserreinigungsanlage Aarau und Umgebung.
Foto: Edmund Studiger, Abteilung Umweltschutz

dank der Investitionen der letzten Jah-
re in die Werterhaltung und Kapazitäts-
erweiterung in einem Grossteil der
Kläranlagen erreicht werden.
Organischer Kohlenstoff (DOC): Et-
was schlechter präsentieren sich die
Ergebnisse beim gelösten organischen
Kohlenstoff (DOC). Die geringere Ab-
bauleistung ist Ausdruck für den Anteil
refraktärer Verbindungen, die durch
Fabrikation und Verbrauch von Han-
dels- und Publikumsprodukten, aber
auch aus natürlichen Quellen ins Ab-
wasser gelangen. Als refraktär werden
Verbindungen bezeichnet, die bioche-
misch nicht oder kaum mehr verändert
werden.
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Bewertung der ARA-Abflussqualität 1998

Aarau
Aarburg
Attelwil
Baden

Birmenstorf
Birrhard

Bremgarten
Brugg, Windisch

Chlostermatte, Bünzen
Densbüren

Eggenwil
Endingen

Etzgen
Falkenmatt, Hendschiken

Fischbach-Göslikon
Fisibach

Fislisbach
Frick

Full-Reuenthal
Gansingen

Gontenschwil
Hallwilersee, Seengen

Hellikon
Hornussen

Hottwil
Kelleramt

Killwangen
Kleindöttingen

Klingnau
Koblenz
Kölliken
Künten

Leibstadt
Lengnau

Lenzburg-Wildegg
Leuggern

Linn-Gallenkirch
Lotten, Rupperswil

Mellingen
Merenschwand

Mittleres Wynental, Teufenthal
Möhlin
Mühlau

Mülligen
Muri

Ob. Surbtal, Unterehrendingen
Oberhofen

Oberrüti
Oberwynental, Reinach

Olsberg
Rheinfelden

Rudolfstetten
Sarmenstorf

Schinznach Bad
Schinznach Dorf

Schmittenbach, Villigen
Schöftland
Schupfart

Sins
Stetten

Tegerfelden
Ueken

Uerkheim
Umiken

Untersiggenthal-Turgi
Villnachern

Wallbach
Wil

Wittnau
Wohlen

Wölflinswil
Würenlingen

Zeihen
Zofingen, Oftringen

Zurzach

Einleitbedingungen:
A = erfüllt
B = in der Regel erfüllt
C = in der Regel nicht 

erfüllt
D = nicht erfüllt

ARA, welche die verschärften
Einleitbedingungen noch 
nicht einhalten können, weil die
erforderlichen baulichen
Anpassungen bisher nicht realisiert
wurden.

Hinweis:
Bei ungenügendem Verdünnungs-
verhältnis im Vorfluter (Gewässer)
hat der Kanton als Ergänzung 
zu den allgemeinen Einleit-
bedingungen die Anforderungen 
zu verschärfen.
ARA, die in absehbarer Zeit
strengere Anforderungen zu erfüllen
haben, sind nach den neuen
Werten beurteilt worden.
Bei ARA, für die keine Nitrifikation
erforderlich ist, sind die Ammo-
niumwerte nicht beurteilt worden.
Das gleiche gilt bei Phosphor,
wenn keine Phosphorelimination
vorgeschrieben ist. Die Bildung
von Nitrit kann in ARA ohne Nitrifi-
kation/Denitrifikation nicht stark
beeinflusst werden. Bei genügen-
der Verdünnung sind im Vorfluter
keine negativen Auswirkungen zu
erwarten. 
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Die Betriebsrapporte der Abwas-
serreinigungsanlagen für das Jahr
1998 sind ausgewertet und beur-
teilt worden. In die Beurteilung
sind auch die Ergebnisse der vier-
teljährlichen Kontrollmessungen
durch die Abteilung Umweltschutz
einbezogen. Die Berichte sind den
ARA-Betreibern zugestellt wor-
den und enthalten entsprechende
Hinweise, wenn Massnahmen er-
forderlich sein sollten.

120 000 000 m3 Abwasser aus Vorklärung

Biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 19 400 t/Jahr
Totaler organischer Kohlenstoff (TOC) 12 600 t/Jahr
Phosphor gesamt (P) 390 t/Jahr
Ammonium-Stickstoff (NH3/NH4-N) 2 100 t/Jahr

Abwasser zur Biologie

Betriebsmittel

43 700 MWh Energie 
(Strom, Faulgas, Erdgas, Öl)

3 800 t Fällmittel (P-Fällung)

81
Abwasser-

reinigungsanlagen

Entsorgung / Verwertung

gereinigtes Abwasser

120 000 000 m3 gereinigtes Abwasser

Biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 1220 t/Jahr Abbau 94%
Totaler organischer Kohlenstoff (TOC) 1220 t/Jahr Abbau 90%
Phosphor gesamt (P) 110 t/Jahr Abbau 73%
Ammonium-Stickstoff (NH3/NH4-N) 690 t/Jahr Abbau 68%

Stoff-Fluss in den aargauischen 
Abwasserreinigungsanlagen 1998

325 000 m3 Klärschlamm
(11 900 t Trockensubstanz)

3 720 t Rechengut
1 360 t Sand

Phosphorelimination: Phosphor ist
ein in den meist überdüngten Gewäs-
sern unerwünschter Nährstoff. Viele
Anlagen eliminieren heute aus be-
triebstechnischen Überlegungen Phos-
phor aus dem Abwasser – auch ohne
gesetzliche Forderung. Die Phosphor-
elimination erreichte im Durchschnitt
aller ARA einen Wirkungsgrad von be-
achtlichen 73 Prozent.
Stickstoff: Mikroorganismen benöti-
gen für den Aufbau ihrer Zellen Stick-
stoff. Sie sind die Hauptverbraucher
von Stickstoff im Abwasser. Stickstoff
wurde zu 38 Prozent aus dem Abwas-
ser entfernt. Gezielte weitergehende
Stickstoffelimination wird bisher noch
nicht in grösserem Umfang betrieben.
Immerhin wurden 68 Prozent des Am-
monium-Stickstoffs durch biochemi-
sche Verbrennung in andere Stickstoff-
verbindungen, vorwiegend Nitrat, um-
gelagert.
31 von den 1998 in Betrieb stehenden
81 Abwasserreinigungsanlagen erfüll-
ten die vorgeschriebenen Grenzwerte
zur Einleitung in ein Gewässer oder die
geforderte Abbauleistung nicht in allen
Teilen. Zum Teil müssen diese Anlagen
verschärfte Einleitbedingungen einhal-
ten und in den kommenden Jahren aus-
gebaut werden.
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Reinigungseffekt der Abwasserreinigungsanlagen
im Kanton Aargau in Prozent des BSB5
Biologischer Abbau in %
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ute Gesamtbilanz
Die Abwasserreinigungsanlagen im
Kanton Aargau haben in der Gesamtbi-
lanz 1998 eine sehr gute Schmutzstoff-
Frachtreduktion erreicht. Einzelne An-
lagen erfüllen aber die heutigen Anfor-
derungen nicht mehr und müssten in
den kommenden Jahren ausgebaut
werden. Bei kleineren Anlagen ist aus
ökologischen und ökonomischen
Gründen in den meisten Fällen ein An-
schluss an eine grössere Anlage anzu-
streben.

G

bfall macht den 
Kläranlagen zu schaffen

Insgesamt mussten 1998 auch 3 720
Kubikmeter Rechen- und Pressgut wie
Papier, Binden, Wattestäbchen und an-
dere Fremdstoffe sowie 1 360 Kubik-
meter Sand, Abrieb, Steine und weitere
Fremdkörper entsorgt werden. Sie ge-
langten in Verbrennungsanlagen oder
in Deponien.

nergie
Die Abwasserreinigung in allen ARA
und die ganze Schlammbehandlung
verbrauchte 1998 31,2 Millionen Kilo-
wattstunden (kWh) Strom. Das ent-
spricht 59 kWh pro Person oder 34
kWh bei Berücksichtigung der Ein-
wohnerwerte aus Industrie und Gewer-
be. 574’000 kWh oder knapp zwei
Prozent stammten aus betriebseige-
nen Produktionsanlagen, in denen die
Klärgase zur Stromerzeugung genutzt
werden.
Aus den Faulanlagen wurden 5,6 Mil-
lionen Kubikmeter Klärgas mit einem
Anteil von etwa 70 Prozent Methangas
gewonnen. Dieses wurde zum über-
wiegenden Teil zur Wärme- und Strom-
erzeugung genutzt. Kleinere Mengen
an Überschüssen wurden ohne Ener-
gienutzung verbrannt, das heisst «ab-
gefackelt». Zur Einhaltung der erfor-
derlichen Temperatur der Schlammbe-
handlung mussten zusätzlich 225’000
Liter Heizöl verbrannt werden.

E

A Keine Abfälle ins WC!
Leider landen noch viel zu oft Abfälle im WC anstatt im Kehricht oder in
der Separatsammelstelle. Sie verstopfen die Kanalisation, verschmutzen
das Wasser unnötig und müssen mit grossem Aufwand wieder aus dem
Abwasser gefischt werden. 

Das gehört nicht ins WC … sondern in …
O Binden, Tampons, Windeln, 

Wattestäbchen, Watte, usw. Kehricht
O Kunststoffe, Verpackungen Kehricht
O Essensreste, Grünabfall Kompost oder Schweinekübel
O Altöl, Fritieröl Altölsammelstelle
O Katzenstreu Kehricht oder Mulde
O Chemikalien, Medikamente Rückgabe an die Verkaufsstelle
O Textilien Kehricht oder Sammelstelle

In vielen Fällen ist der Fremdwas-
seranteil zu gross. Besonders nach er-
giebigen Regenfällen dauert in ver-
schiedenen Anlagen der erhöhte Was-
serzufluss oft über längere Zeiträume
an. Dadurch wird das Schmutzwasser
unnötigerweise verdünnt und der Wir-
kungsgrad der Reinigung herabge-
setzt. Um allen Anforderungen zu
genügen, dürfen solche Fremdwasser-
zuflüsse nicht mehr dem Abwasser zu-
geleitet werden. Das Abtrennen weite-
rer Sauberwasserzuflüsse muss in den
nächsten Jahren realisiert werden.
Seit dem 1. Januar 1999 ist die neue
eidgenössische Gewässerschutzver-
ordnung in Kraft. Diese sieht je nach
ARA-Grösse differenziertere Einleit-
bedingungen vor. Durch die im Kanton
Aargau bereits Anfang der neunziger
Jahre verfügten verschärften Einleitbe-
dingungen bei vielen Abwasserreini-
gungsanlagen dürften diese Anforde-
rungen zum grossen Teil bereits heute
erfüllt sein.

Sand- und Fettabscheideranlagen der
Abwasserreinigungsanlage Lenzburg-
Wildegg
Foto: Edmund Studiger, Abteilung Umweltschutz



Durch die Reinigung der
Abwässer in zentralen
Abwasserreinigungsanlagen
(ARA) fallen beachtliche
Mengen Klärschlamm an.
Dieser muss ordnungs-
gemäss verwertet oder ent-
sorgt werden.

537’322 Aargauerinnen und Aargauer
nutzten und verschmutzten 1998 rund
115 Millionen Kubikmeter Trinkwas-
ser. 97 Prozent dieses Schmutzwassers
gelangten über die öffentlichen Kana-
lisationen in die 81 Aargauer Abwas-
serreinigungsanlagen (ARA) und wur-

den dort
mechanisch-
biologisch
gereinigt. 
Zusammen
mit dem In-
dustrie- und
Gewerbeab-
wasser und
nach einer 

teilweisen Entlastung bei Regenfällen
betrug die gereinigte Menge Abwasser
127 Millionen Kubikmeter.

ntsorgung und Verwer-
tung des Klärschlamms

Durch die mechanisch-biologische
Abwasserreinigung fielen 1998 rund
540’000 Kubikmeter Frisch-Klär-
schlamm an. Davon gelangten rund
90’000 Kubikmeter direkt in die Ver-
brennungsanlage. 450’000 Kubikme-
ter wurden teilweise entwässert und in
Faul- und Stapelbehältern biologisch

E stabilisiert. 206’000 Kubikmeter die-
ser Menge wurde zuvor in thermischen
Verfahren hygienisiert, das heisst so
stark erhitzt, dass Bakterien und Keime
weitgehend abgetötet werden. Hygie-
nisierter Klärschlamm darf in der
Landwirtschaft für die Düngung von
Futterpflanzen verwendet werden.
Nach der Stabilisierung und nach
Abtrennung des gebildeten Faulwas-
sers verblieben noch zirka 240’000
Kubikmeter Flüssigschlamm. 178’000
Kubikmeter wurden als Dünger in 
der Landwirtschaft eingesetzt, weitere
60’000 Kubikmeter verbrannt. Die
restlichen 2 000 Kubikmeter konnten
kompostiert werden.

lärschlamm – der 
bestkontrollierte Dünger

Klärschlamm, der landwirtschaftlich
genutzt wird, muss vorgeschriebene
Qualitätsmerkmale erfüllen. Die stren-
gen Vorschriften machen ihn zum best-
kontrollierten Dünger. Der Schlamm
wird je nach Grösse der ARA jährlich
mindestens ein- bis viermal unter-
sucht. Autorisierte Laboratorien be-
stimmen jeweils das Trockengewicht,
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Edmund Studiger
Abteilung Umweltschutz
062 835 34 18
Ruedi Bolliger
Fachstelle für 
Klärschlamm und 
Kompostverwertung
062 865 50 28
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Mengen des angefallenen Klärschlamms
Klärschlamm-Menge gesamt in tausend m3

Faulungsanlage der ARA Bremgarten-Mutschellen mit Schlammfermentern,
Gasbehälter und Abgabebehälter.
Foto: Edmund Studiger, Abteilung Umweltschutz
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den organischen Anteil und den pH-
Wert. Der Klärschlamm wird zusätz-
lich auf seinen Gehalt an bedeutenden
Nährstoffen, nämlich gesamter Stick-
stoff, Ammonium-Stickstoff, Phosphor,
Kalium, Magnesium und Calcium ana-
lysiert. Diese Angaben benötigen die
Landwirte für die Berechnung, wieviel
Dünger sie auf ihren Feldern ausbrin-
gen dürfen.
Von grosser Bedeutung ist, welche und
wieviel Schadstoffe der Klärschlamm
enthält. Werden die Grenzwerte für
Schadstoffe nicht eingehalten, darf der
Klärschlamm nicht als Dünger einge-

setzt werden. Grenzwerte existieren für
die Schwermetalle Cadmium, Cobalt,
Chrom, Kupfer, Quecksilber, Molyb-
dän, Nickel, Blei und Zink.
Die aktuellen Resultate der Klär-
schlammproben müssen den Abneh-
mern, die vorwiegend aus der Land-
wirtschaft kommen, zur Verfügung ge-
stellt werden.

erhältnis von 
Nutz- zu Schadstoffen

Für die Beurteilung, ob sich ein Klär-
schlamm für die Düngung eignet, ist
auch das Verhältnis von Nährstoffen
und Schadstoffen zu berücksichtigen.
Ein qualitativ guter Klärschlamm ent-
hält bei geringem Schadstoffgehalt ei-
nen hohen Anteil Nährstoffe. Die Qua-
lität wird anhand des Schwermetall-
Phosphat-Wertes (SMP) beurteilt. Die

V
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Gesamt-
Stickstoff

Ammonium-
Stickstoff

Phosphor Kalium Magnesium Calcium

1998 mit dem Klärschlamm 
an die Landwirtschaft abgegebene Nährstoffmengen

Klärschlamm wird in den Abwasseran-
lagen unterschiedlich behandelt. Um
den Vorschriften für die Abgabe als
Dünger zu genügen, wird er beispiels-
weise gesiebt, hygienisiert und stabili-
siert. Dadurch können Fremdstoffe wie
Steine, Plastik und andere Materialien
entfernt, Krankheitserreger abgetötet
und eine homogene, geruchlich akzep-
table, dickflüssige Schlammmasse er-
zielt werden. Beim Stabilisierungspro-
zess wird durch den Abbau von organi-
schen Verbindungen unter Luftab-
schluss Methangas erzeugt, das zur
Stromerzeugung und Wärmegewin-
nung geeignet ist. Gleichzeitig wird
das Gesamtvolumen des Schlamms
vermindert und der Anteil Trocken-
rückstände erhöht.
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Metallanfall im Klärschlamm des Kantons Aargau 1998

Grenzwerte
der eidg.
Stoffverordnung
[mg/kg TM]

Gehalte im Trockenschlamm
Mittelwerte Extremwerte

[mg/kg TM] [mg/kg TM]

Jährliche
Gesamtmengen

[kg]

Molybdän 20 5,4 0,7 – 22 74

Cadmium 5 2,6 0,47 – 6,8 35

Kobalt 60 9,1 1,5 – 44 124

Nickel 80 36,9 7 – 373 502

Chrom 500 84 15,8 – 419 1 136

Kupfer 600 384 65 – 710 5 230

Blei 500 120 23 – 464 1 635

Zink 2 000 1055 369 –1870 14 354

Quecksilber 5 1,45 0,20 – 4,9 19,7
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Schwermetalle repräsentieren die
Schadstoffe, das Phosphat die Nähr-
stoffe.
Je tiefer der SMP, desto besser die
Klärschlammqualität. Als mittelfris-
tiges Qualitätsziel für die landwirt-
schaftliche Verwertung wird ein SMP
kleiner als 0,75 angestrebt. Abbildung
5 zeigt die «SMP-Rangliste» des Aar-
gauer Klärschlammes, basierend auf
den 1997 und 1998 durchgeführten
Analysen. Die Hälfte der Abwasserrei-
nigungsanlagen erfüllt das hohe Qua-
litätsziel.

ohe Qualitätsziele 
oft erreicht

Rund 60 Prozent des Aargauer Klär-
schlammes entspricht dem angestreb-
ten Qualitätsziel mit einem SMP unter-

H

halb von 0,75 (Qualitätsklassen A und
B). 35 Prozent des Schlammes weisen
eine mittlere Qualität auf (Qualitäts-
klasse C). Auf Grund dieses stren-
gen Beurteilungsmassstabes mussten
1997/98 rund 5 Prozent des Klär-
schlammes der Qualitätsklasse D zu-
geordnet werden. Erhöhte Schwerme-
tallgehalte und/oder sehr tiefe Nähr-
stoffgehalte führten zu dieser schlech-

ten Bewertung. Das heisst, dass auch
Schlämme mit sehr tiefen Schwer-
metallgehalten eine ungenügende
Schlammqualität aufweisen können,
wenn der Phosphorgehalt zu gering ist
(z. B. Birrhard, Hottwil, Zeihen). Ein
tiefer Index-Wert zeigt somit an, dass
für eine ausgebrachte Menge Phosphor
eine geringere Schwermetall-Fracht
verteilt wird als bei einem Schlamm
mit höherem Indexwert.

Berechnung des SMP
Bei der Berechnung des Schwermetall-
Phosphat-Wertes (SMP) wird der
durchschnittliche Schwermetallgehalt
in Prozent der Grenzwerte durch den
Phosphorgehalt geteilt. Berücksichtigt
werden alle neun Schwermetalle, für
die in der eidgenössischen Stoffverord-
nung Grenzwerte festgelegt sind.

Klärschlamm-Menge nach SMP
%-Anteile

D
5.6 %

C
35.5 %

B
47.5 %

A
11.4 %

bis 0.49

0.50–0.75

0.76–1.00

1.00–2.00

Blick über die Belebtschlammbecken zur Lagerhalle für entwässerten und gekalkten Schlamm in der ARA Lenzburg-
Wildegg.
Foto: Edmund Studiger, Abteilung UmweltschutzN
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Rheinfelden
Fischbach

Birmenstorf
Densbüren
Hornussen

Bremgarten
Killwangen

Würenlingen
Oberes Surbtal

Endingen
Fislisbach

Gontenschwil
Frick/Sisslebach
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Zurzach
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Schupfart
Lenzburg

Reuss-Schachen
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Hallwilersee/Seengen
Lengnau

Ueken
Schöftland

Oberwynental
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Mülligen
Chlostermatte/Bünzen

Gansingen
Brugg
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Künten

Aarburg
Schenkenbergertal

Mühlau
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Kölliken
Villigen/Schmittenbach
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Hottwil

SMP der Aargauer Klärschlämme 1997/98
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angfristige Entwicklung 
der Schwermetallgehalte

Seit 1975 werden die Klärschlämme
im Kanton Aargau regelmässig che-
misch analysiert. Viele Schlämme wie-
sen in den siebziger Jahren Metallge-
halte auf, welche die heutigen Grenz-

L werte überschreiten würden. Die Er-
gebnisse wurden damals an den
durchschnittlichen Werten gemessen.
Grenzwerte waren noch unbekannt.

Heute kann mit Genugtuung festge-
stellt werden, dass die Anstrengungen
in der Abwasserreinigung zu deutli-
chen Verbesserungen geführt haben.
Die Werte aller untersuchten Metalle
liegen heute wesentlich tiefer als
früher.
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Die Grafiken zeigen die gewichteten Konzentrationen einiger ausgewählter Metalle im Verlaufe der letzten 20 Jahre.

Entwicklung der Nickelgehalte im Klärschlamm des Kt. Aargau in den letzten 20 Jahren

Entwicklung der Bleigehalte im Klärschlamm des Kt. Aargau in den letzten 20 Jahren

Entwicklung der Zinkgehalte im Klärschlamm des Kt. Aargau in den letzten 20 Jahren

g 
Ni

/t
 T

S

0

20

40

60

80

100

120

1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Grenzwert

0

100

200

300

400

500

600

700

1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Grenzwert

0

500

1000

1500

2000

2500

3000

3500

1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Grenzwert

g 
Pb

/t 
TS

g 
Zn

   
/t 

TS

N
r.

7
O

kt
ob

er
 1

99
9

23
U

M
W

E
L

T
 

A
A

R
G

A
U



ie Vorschriften 
des Bundes

Die Abgabe von Klärschlamm an die
Landwirtschaft ist in der eidgenössi-
schen Stoffverordnung geregelt. Die
Aufsicht über die Klärschlammkon-
trolle hat der Bund den Kantonen über-
tragen. 
Als Grundsatz gilt, dass Dünger und
diesen gleichgesetzten Erzeugnisse
nur abgegeben werden dürfen, wenn
sie so beschaffen sind, dass sie bei
fachgerechter Verwendung die Umwelt
oder mittelbar über die Umwelt den
Menschen nicht gefährden können.
Ferner sind die besonderen Qualitäts-
anforderungen für Klärschlamm ein-
zuhalten. Die Inhaber von Abwasser-
reinigungsanlagen müssen nach den
Weisungen des Bundesamtes für Land-
wirtschaft die notwendigen Untersu-
chungen veranlassen.

trenge 
Abnahmebedingungen

Klärschlamm darf nur abgegeben wer-
den, wenn der Abnehmer nachweist,
dass er diesen Dünger vorschriftsge-
mäss verwenden kann. Er darf Klär-
schlamm nur abnehmen, wenn der
Hofdünger nicht ausreicht oder für den
Nährstoffbedarf ungeeignet ist. Er
muss zudem die im Boden vorhande-
nen Nährstoffe und den Nährstoffbe-
darf der Pflanzen berücksichtigen. Fer-
ner spielt auch die Witterung eine
wichtige Rolle: Flüssige Dünger dür-
fen nur ausgebracht werden, wenn der
Boden saug- und aufnahmefähig ist.
Sie dürfen vor allem dann nicht ausge-
bracht werden, wenn der Boden was-
sergesättigt, gefroren, schneebedeckt
oder ausgetrocknet ist.

S

D Auf einer Hektare dürfen innert drei
Jahren höchstens fünf Tonnen Klär-
schlamm (bezogen auf die Trocken-
substanz) ausgebracht werden, sofern
deren Gehalt an Stickstoff und Phos-
phor dies erlaubt. Zur Abgabe auf Fut-
terflächen und zum Einfüllen in Gül-
lengruben muss der Schlamm hygieni-
siert sein. Klärschlamm gilt als hygie-
nisiert, wenn er bei der Abgabe nicht
mehr als 100 Enterobacteriaceen pro
Gramm und keine ansteckungsfähigen
Wurmeier enthält.

teigende 
Absatzprobleme

Die Zunahme der IP- und Bio-Betriebe
führt vermehrt zu Absatzproblemen
beim Klärschlamm. Der Bedarf an
Düngern kann zwar mit dem Klär-
schlamm nur zu einem kleinen Teil ge-
deckt werden. Bedingt durch die gel-
tenden Düngervorschriften ist aber die
Absatzmöglichkeit vor allem im
Herbst, nach Abschluss des Düngejah-
res von August bis August, nur noch in
stark eingeschränkten Masse (z. B. auf
Wiesland) möglich. Eine lange Lager-
haltung des Klärschlamms in den Ab-
wasserreinigungsanlagen gewinnt da-
mit zunehmend an Bedeutung.
In einigen Anlagen muss im Winter mit
mobilen Einrichtungen Klärschlamm
entwässert werden, um die knappen
Lagerkapazitäten zu verbessern. Ver-
einzelt sind schon feste Einrichtungen
mit Lagerhallen installiert worden. 

S

N
r.

7
O

kt
ob

er
 1

99
9

24

AOX-Werte
Erst als Richt- und noch nicht als
Grenzwert ist der maximale Wert
für AOX in der eidgenössischen
Stoffverordnung verankert. AOX
ist die Abkürzung für adsorbierba-
re organische Halogenverbindun-
gen. Mit Hilfe des AOX-Wertes
kann näherungsweise abgeschätzt
werden, mit wieviel halogen-orga-
nischen Verbindungen der Klär-
schlamm belastet ist. 
Die AOX-Werte werden im Kanton
Aargau seit 1995 regelmässig un-
tersucht.



Unser Ohr vermag sehr leise und sehr
laute Töne wahrzunehmen. Diese gros-
se Spannweite kann unser Ohr nur ver-
arbeiten, weil es auf unterschiedliche 
Lautstärken unterschiedlich empfind-
lich reagiert: Wir hören leisen Schall

mit hoher und lauten Schall mit gerin-
ger Empfindlichkeit. Ähnlich schätzen
wir mit dem Auge Distanzen, nämlich
einen Zentimeter auf einen Millimeter
und einen Kilometer auf hundert Meter
genau. 
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Lärm ist unerwünschter Schall!
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«Musik wird oft nicht schön gefunden, weil sie stets mit
Geräusch verbunden.» Diese Weisheit zeigt, dass Wilhelm
Busch Lärmwahrnehmungen schon vor über hundert Jah-
ren treffend zu beurteilen wusste. Tatsächlich entscheidet
die persönliche Einstellung zu einem Geräusch über
Genuss oder Ärger. Wie geht das Lärmschutzrecht mit
diesem Problem um? Wieso misst das Umweltschutzrecht
der Lärmbekämpfung einen hohen Stellenwert bei? Was
ist Schall? Fragen, die im Folgenden beantwortet werden
sollen.

Was ist Schall? 
Schall ist eine kleine Störung des Luft-
drucks. Er breitet sich wellenförmig
nach allen Richtungen aus – ähnlich
wie bei einem Stein, der ins Wasser
fällt. Je nach der von der Welle trans-
portierten Energie (W/m2), also dem
Druck der Schallwelle, nehmen wir
Schall mehr oder weniger laut wahr. 
Die Schallstärke wird in der Akustik in
Dezibel ausgedrückt. Die nach Graham
Bell, dem Erfinder des Telefons, be-
nannte Einheit drückt als Schallpegel
aus, wieviel stärker die Schallstärke im
Vergleich zur Hörschwelle ist. Dabei
wird eine logarithmische Skala verwen-
det. Sie hat zur Folge, dass bei einer
verdoppelten Schallstärke der Schall-
pegel nur um drei Dezibel zunimmt.
Steigt die Schallstärke um das Zehnfa-
che, erhöht sich der Schallpegel um
zehn Dezibel.

Die Krux mit der Vervielfachung von Schallquellen!

100 dB oder 0,01 Watt/m2

103 dB oder 0,02 Watt/m2

110 dB oder 0,02 Watt/m2

Bei mehreren Schallquellen sind die Schall-Leistungen – nicht die Schall-
pegel – zu addieren. So erreichen beispielsweise fünf Mücken mit je einem
Schallpegel von 20 dB nicht einen Schallpegel von 100 dB. Dazu wären
100’000’000 Mücken nötig.

ärm ist 
nicht gleich Lärm

Ob wir ein Geräusch als störend emp-
finden oder nicht, hängt nicht nur von
der Lautstärke, sondern auch von der
Tonhöhe und dem Informationsgehalt
ab. Hohe «quietschende» Töne wie
etwa das Kratzen einer Kreide auf der
Wandtafel stören uns mehr als tiefe
«brummende» Töne. 
Kompliziert wird das Ganze durch den
Umstand, dass sogar dieselben Men-
schen zu unterschiedlichen Zeiten den 
gleichen
Informations-
gehalt ver-
schieden
interpretieren. 
Ein Beispiel: Beim Wandern in den
Bergen stören Kuhglocken niemanden,
denn die gehören in die (Klang-)Land-
schaft. Beginnen die Kühe auf der
Wiese vor dem Haus aber morgens um
vier Uhr mit Wiederkäuen, empfinden
wir das Glockengeläut als störend.

L

Typische Schallpegel

Quelle Distanz Schallpegel Intensität
W/m2

Autohupe 5 m 100 dB 10-2

Bohrmaschine 1 m 90 dB 10-3

Autobahn 10 m 80 dB 10-4

Kantonsstrasse 10 m 70 dB 10-5

Lautes Gespräch 5 m 60 dB 10-6

Leises Gespräch 10 m 50 dB 10-7

Ruhiges Wohnquartier 40 dB 10-8

Sehr ruhige Nacht 30 dB 10-9

Mechanische Armbanduhr 1 m 20 dB 10-10

Beängstigende Ruhe 10 dB 10-11

Absolute Stille 0 dB 10-12

Ulrich Studer
Abteilung Verkehr
062 835 33 30



Tonhöhe und -zusammensetzung defi-
nieren den Informationsgehalt eines
Geräusches. Das Gehör nimmt eine
«Frequenzanalyse» vor und teilt Ge-
räuschen so eine unterschiedliche Be-
deutung zu. Dabei spielt die Art der
Lärmquelle und die persönliche Ein-
stellung der Betroffenen zur Lärm-
quelle eine Rolle. 
Ein Beispiel: Den Besitzer einer Tank-
stelle stören die Geräusche seiner
Kundschaft nicht, denn damit verdient
er sein Einkommen. Anders sieht es bei
seiner Nachbarin aus, die sich belästigt
fühlt.

Weiter entscheiden Häufigkeit und die
Zusammensetzung der Geräusche über
Lärmwahrnehmungen. Unregelmässi-
ger Schall stört eher als kontinuierli-
cher. 
Ein Beispiel: Die «SLEEP»-Funktion
an Radioweckern zeigt, dass viele
Leute gerne bei leiser Musik einschla-
fen. Ein tropfender Wasserhahn lässt
dieselben Menschen möglicherweise
verzweifeln.

Zum andern ist die empfundene Stö-
rung von der Tätigkeit und den Absich-
ten, von der Tageszeit sowie der indivi-
duellen Lärmsensibilität abhängig.
Ein Beispiel: Viele hören beim Bas-
teln oder Handarbeiten gerne Musik.
Beim konzentrierten Lernen akzeptie-
ren aber nur Wenige dieses akustische
Umfeld. 

om Geräusch zum Lärm
Eine präzise Definition, wann Schall
störend und zu Lärm wird, ist unter
diesen Voraussetzungen nicht möglich.
Der im Lärmschutzrecht festgesetzte
«Beurteilungspegel Lr» ist der Ver-

V

such, die sehr persönliche Erscheinung
«Lärm» einigermassen emotionsfrei
einzugrenzen.
Die Grenzwerte der Lärmschutzver-
ordnung sind in umfangreichen sozio-
psychologischen Untersuchungen her-
geleitet worden. Von einer repräsenta-
tiven Anzahl Personen wurde gefor-
dert, die Störung durch Lärm auf einer
Skala von 0 bis 10 einzuordnen.
Anschliessend wurde der Beurtei-
lungspegel Lr (in Dezibel) im offenen
Fenster gemessen. Die Auswertung der
Befragung und der Messung zeigt, wie
viele Personen sich bei verschiede-
nen Beurteilungspegeln lärmgestört
fühlen. 
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Rechtlicher Hintergrund
Das Bundesgesetz über den Umwelt-
schutz vom 7. Oktober 1983 (Umwelt-
schutzgesetz [USG]) und die Lärm-
schutzverordnung vom 15. Dezember
1986 (LSV) regeln das Vorgehen bei
der Lärmbekämpfung im Detail. Das
Gesetz über Raumplanung, Umwelt-
schutz und Bauwesen vom 19. Januar
1993 (Baugesetz [BauG]) überträgt
mit § 39 den Vollzug des Umwelt-
schutzrechts primär den Gemeinden.
Diese Zuständigkeit bestätigt auch 
das Umweltschutzdekret (USD) vom
27. Oktober 1998. Die Gemeinden
sind im Kanton Aargau vor allem bei
Baubewilligungsverfahren stark in die
Lärmbekämpfung eingebunden. Sie
sind beim Vollzug aber nicht auf sich
allein gestellt. Kantonale Umwelt-
fachstellen beraten Behörden bei ihrer
Aufgabe (Art. 6 Abs. 2 USG). Ein Teil
dieses Beratungsauftrages sind die in
«Umwelt Aargau» erscheinenden Bei-
träge zum Thema Lärm.

Anteil der sich durch Lärm 
stark gestört fühlenden Personen

0%

20%

40%

60%

< 50 51–55 56 –60 61–65 66 –70 > 70

Lärmbelastung Lr in dB(A) am Tag

Bedingt durch das subjektive Element können auch tiefe Beurteilungspegel stören.

«Geschütztes» Wohnhaus, bedrängt von Last- und Personenwagen
Foto: Hanspeter Gloor
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Die mit diesen Untersuchungen defi-
nierten Belastungsgrenzwerte können
nicht jedem individuellen Bedürfnis
exakt entsprechen. Bereits unterhalb
dieser Werte ist die Situation kritisch,
da ein ansehnlicher Teil der Bevölke-
rung die Geräuschkulisse als stark stö-
rend empfindet.
Trotz ihrer Unzulänglichkeiten defi-
nieren die Belastungsgrenzwerte der
Lärmschutzverordnung die Lärmgren-
ze in der Rechtsprechung abschlies-
send und ohne Toleranzen.

ärm kann 
krank machen

Eigentlichen Gehörschäden will die
Schall- und Laserverordnung vom 24.
Januar 1996 vorbeugen. Sie legt fest,
wie hoch die Schallpegel an Veranstal-
tungen wie Konzerten, Discos oder in
Bars sein dürfen. Im Normalfall sind
nicht mehr als 93 Dezibel erlaubt.
Weist der Veranstalter auf die gesund-
heitsgefährdende Wirkung der Musik
hin und stellt Gehörschutzmittel zur
Verfügung, kann die zuständige Be-
hörde auf Gesuch hin Veranstaltungen
mit bis zu 100 Dezibel erlauben. Bei
langer Einwirkungsdauer kann das
Gehör ab 87 Dezibel Schaden nehmen. 

L

Der alltägliche Lärm einer Strasse oder
Bahnlinie kann dem Gehör nichts an-
haben, stört aber das Wohlbefinden
nachhaltig. Schlaflosigkeit, Müdig-
keit, Unkonzentriertheit, Kopfschmer-
zen oder Gereiztheit können mögliche
Folgen sein.
Im Wachzustand und noch deutlicher
während des Schlafs führt Lärm zur
Ausschüttung von Stresshormonen.
Wiederholt störende Lärmreize kön-
nen über diese Stressreaktionen zu ei-
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ner dauernden Beeinträchtigung ver-
schiedener Organe führen. So ergaben
Studien, dass Personen, die über lange
Zeit an stark mit Strassenverkehrslärm
belasteten Orten wohnten, ein erhöhtes
Herzinfarktrisiko aufweisen. Die im
Lärmschutzrecht vorgesehene Lärm-
sanierung ist zur Verhinderung lärm-
bedingter Stressreaktionen aus präven-
tivmedizinischer Sicht wichtig. 

ärm verursacht Kosten
Lärm ist ein wichtiges Kriterium auf
dem Immobilienmarkt. In der Beur-
teilung ihrer Wohnsituation klagt rund
ein Viertel aller Schweizerinnen und
Schweizer über zu grosse Lärmbelas-
tung und mangelnde Lärmisolation.
Noch klarer wird die Bedeutung der
Ruhe, wenn Leute eine Wohnung su-
chen. Umfragen haben gezeigt, dass
die Kriterien «wenig Lärm» und «gute
Lärmisolation» einen sehr hohen Stel-
lenwert haben. Wer es sich leisten
kann, verlässt lärmbelastete Wohnun-
gen und zieht an einen ruhigeren Ort.
Lärmige Wohnungen sind nur noch
über einen günstigeren Preis zu veräus-
sern. Bauwillige sind sicher gut bera-
ten, wenn sie dem Lärmschutz und der
Schallisolation einen hohen Stellen-
wert einräumen. Mehrinvestitionen in
gute Baukonzepte sind zweifellos gut
angelegtes Geld. Wird das Lärm-
schutzrecht richtig angewandt, schützt
es nicht nur Bewohner und Bewohne-
rinnen vor Lärm, sondern auch Inves-
toren vor Fehlinvestitionen.

L
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Miet-/Hypothekarzins

Platzverhältnisse

Licht und Sonne

Aussenlärmbelastung

Lärmisolation

Wärmeisolation

Haustiere erlaubt

gute ÖV-Erreichbarkeit

kurzer Arbeitsweg

Steuerfuss

Bei der Wohnungssuche 
hat das Thema «Lärm» grosse Bedeutung

«Verkehrsgünstige» Wohnlage
Foto: Ulrich Studer



Lärm verursacht schwer abschätzbare
und kaum bezifferbare Kosten. Im
Vordergrund stehen dabei Gesund-
heitskosten (Behandlung, Medikamen-
te, Produktionsausfall), Unfallkosten
(Konzentrationsschwächen, Müdigkeit
usw.) und Lärmfluchtkosten (Immobi-
lienminder- bzw. -mehrwert, längere
Arbeitswege). Das Bundesamt für Um-
welt, Wald und Landschaft (BUWAL)
rechnet in Anlehnung an eine deutsche
Schätzung gesamtschweizerisch mit
jährlichen Lärmschadenskosten in der
Grössenordnung von über 2,5 Milliar-
den Franken.

teigende Sensibilität
Die Verkehrsträger und insbesondere
der Strassenverkehr verursachen mit
Abstand am meisten Lärm. Die starke
Mobilitätszunahme in den letzten Jahr-
zehnten hat dazu geführt, dass heute in
der Schweiz über 30 Prozent aller Ein-
wohnerinnen und Einwohner Lärm-
werten ausgesetzt sind, welche das
BUWAL als kritisch bezeichnet. Ge-
mäss einer Schätzung sind im Kanton
Aargau zehn Prozent der Bevölkerung
schädlichem Strassen- und Bahnlärm
ausgesetzt. Tatsache ist, dass Lärm-
konflikte in letzter Zeit zunehmen. Ne-
ben dem immer noch starken Mobi-
litätswachstum sind die erhöhte Sensi-
bilisierung der Bevölkerung und der in
den letzten Jahren zunehmend hekti-
sche und stressige Alltag mögliche
Gründe.

S

asis und Architektur 
der Lärmbekämpfung

Aufgeschreckt durch die intensiv an-
wachsende Mobilität in den fünfziger
Jahren erarbeitete eine Expertenkom-
mission 1963 einen Bericht zur «Lärm-
bekämpfung in der Schweiz». Dieser
beschrieb die vielen Aspekte des
Lärms und enthielt konkrete Vorschlä-
ge zur Lärmbekämpfung. Damals wur-
den erste «provisorische Grenzricht-
werte» definiert, welche Behörden und
Gerichten bis 1986 als Richtschnur
dienten. Der Ansatz von 1963 ebnete
den Weg zum aktuellen Lärmschutz-
recht und dem darin verankerten «Be-
urteilungspegel Lr».
Die heutige Rechtsgrundlage für die
Lärmbekämpfung basiert in Teilen auf
dem Expertenbericht von 1963. Neu
sind die Behörden zum Handeln ver-
pflichtet, wenn Regeln verletzt werden.
Neu gilt auch das Verursacherprinzip
in Verbindung mit dem klaren Willen
zur Behebung bestehender Lärmpro-
bleme.
Diese im Umweltschutzgesetz veran-
kerten Prinzipien werden in der Lärm-
schutzverordnung detailliert beschrie-
ben. Die Lärmschutzverordnung be-
fasst sich mit den Lärmquellen und den
Verpflichtungen für die Betreiber von
Anlagen. Sie enthält auch Anforderun-
gen an Bauten mit lärmempfindlicher
Nutzung und lärmbedingter Beschrän-
kungen der Bautätigkeit sowie Regeln
zur Ermittlung der Beurteilungspegel.
Die Anhänge enthalten getrennt nach
Lärmart Details (Lärmartenzugehörig-
keiten, Korrekturfaktoren usw.) sowie
Grenzwerte.
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Foto: Ulrich Studer
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Der Anstieg des Motorfahrzeugbestandes 
zeigt die Mobilitätsentwicklung der letzten 50 Jahre

Mfz in der Schweiz



Heute haben in der Schweiz bereits 1,6
Millionen Haushalte und andere Ab-
nehmer die Möglichkeit, Solarstrom zu
beziehen. Gemäss den neusten Zahlen
der Aktionsleitung «Solarstrom vom
EW» bieten rund 50 kleine und grös-

sere Elektrizi-
tätswerke (EW)
diese Dienst-
leistung an. 
Gut ein Prozent 

(rund 16’000) der Kundinnen und
Kunden nutzen das Angebot und bezie-
hen für mindestens einen Teil ihres
Strombedarfs Solar- oder Ökostrom zu
einem kostendeckenden Preis. Und der
Erfolgstrend hält an: Die Kundschaft
fragt derzeit nach mehr Solarstrom, als
lieferbar ist. Verschiedene Werke pla-
nen deshalb einen Ausbau der Produk-
tion. Weitere EW führen noch dieses
Jahr ein Solarstromangebot ein.
Im Kanton Aargau ist der Strom aus
der Sonne beim Aargauischen Elektri-
zitätswerk, bei den Industriellen Be-
trieben Aarau und Wohlen sowie bei
der Elektrizitäts-Genossenschaft Bos-
wil-Bünzen erhältlich. Bei den Strom-
versorgungsbetrieben der Gemeinden

Villmergen, Würenlos, Wettingen und
Brugg wird die Einführung eines So-
larstromangebots diskutiert – ein güns-
tiger Zeitpunkt sowohl für die Bevöl-
kerung, um Interesse zu bezeugen, als
auch für weitere Gemeinden, um den
Vorstoss Richtung Solar- und Öko-
strom zu wagen.

odell Eigenbau 
oder Solarstrombörse

Bei den EW haben sich zwei Modelle
für die Bereitstellung von Solarstom
bewährt. Entweder lassen sie die Pho-
tovoltaikanlage durch ihr Unterneh-
men selber bauen (Modell Eigenbau)
oder sie kaufen Solarstrom bei Dritten
ein (Modell Solarstrombörse). Beim
Eigenbau investiert das EW selbst, es
betreibt die Anlage und trägt das Be-
triebsrisiko, hat aber den Vorteil, die
Produktion der Nachfrage entspre-
chend ausbauen zu können. Beim Bör-
senmodell kauft das EW den Solar-
strom bei Dritten ein. Bau und Betrieb
der Anlage erfolgt durch Private, Fir-
men oder Genossenschaften. Das Bör-
senmodell bedeutet für ein EW, dass es
das Betriebsrisiko auslagern kann.

rfolg ist machbar
Auf Grund der bisherigen Erfahrungen
mit Solarstromangeboten lassen sich
verschiedene Erfolgskriterien festhal-
ten. Solarstromkunden sind bewusste
und überzeugte Abnehmer. Sie enga-
gieren sich ihren finanziellen Möglich-
keiten entsprechend und wollen wäh-
len können, wieviele Kilowattstunden
sie jährlich abonnieren. Deshalb haben
Modelle mit frei wählbarer Menge und
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Mit Solarstrom auf Erfolgskurs
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Die Liberalisierung des Strommarktes ermöglicht den Kun-
dinnen und Kunden die freie Wahl des Stromproduzenten.
Dadurch werden künftig auf dem Markt verschiedene Produ-
zenten elektrischen Strom anbieten. Nur Anbieter, die es
schaffen, auf die unterschiedlichen Bedürfnisse ihrer Kunden
einzugehen, haben eine Chance, im geöffneten Markt zu
bestehen. Für Solarstrom öffnen sich ganz neue Chancen: 
die Erfahrungen mit Solar- und Ökostrombörsen zeigen, dass
immer mehr Kundinnen und Kunden bereit sind, einen
höheren Preis für umweltfreundlichen Strom zu bezahlen.
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Dr. Peter Hess
Abteilung Energie
062 835 28 80

Ökostrom-Label 
nimmt Gestalt an

Das Elektrizitätswerk der Stadt
Bern (EWB) hat 1997 als erstes
Unternehmen das Produkt Öko-
strom lanciert. Der Ökostrom
stammt ausschliesslich aus erneu-
erbaren Energien. Je nach Angebot
handelt es sich um einen Strom-
mix aus Solarenergie, Wind- und
Kleinstwasserkraftwerken oder
Biomasse. Seit dem Start der Öko-
strombörse haben bereits 2 300
Kundinnen und Kunden Ökostrom
für insgesamt 420’000 Franken
abonniert. Damit liegt das EWB in
der Schweiz an der Spitze, weist es
doch mit drei Prozent die höchste
Nachfragequote auf. 

Vertreter der Wasserkraft, der Pro-
duzenten von Strom aus neuen
erneuerbaren Energien, der Strom-
lieferanten und Stromhändler, der
Umweltorganisationen, der Kon-
sumentenverbände sowie der kom-
merziellen Grosskunden haben am
1. September 1999 den «Verein 
für umweltgerechte Elektrizität»
gegründet. Der Verein beabsich-
tigt, ein Ökostrom-Label zu ent-
wickeln, vergleichbar mit der
«Knospe» im biologischen Land-
bau. Er wird dazu ökologische
Grundsätze festlegen, bei deren
Einhaltung das geschützte Um-
weltzeichen «Ökostrom» verwen-
det werden darf. Das Label soll
relativ schnell neuen erneuerbaren
Energien (Photovoltaik, Biomasse,
Wind) zur Verfügung stehen sowie
allen weiteren erneuerbaren Ener-
gieformen, falls sie die entspre-
chenden ökologischen Kriterien
erfüllen. Die einheitliche Produk-
tedeklaration durch das Label
«Ökostrom» bietet Transparenz
bezüglich der Herkunft und der
umweltrelevanten Auswirkung der
Stromproduktion.

Kontaktadresse

Aktion «Solarstrom vom EW»
c/o Linder Kommunikations AG
Gemeindestrasse 48
8030 Zürich
Tel. 01 252 60 01
Fax 01 252 60 02



jährlicher Kündigungsmöglichkeit die
grössten Chancen. Ausserdem will die-
se Kundschaft sicher sein, dass der be-
stellte Solarstrom auch wirklich produ-
ziert wird, denn sie möchte einen Bei-
trag an eine umweltfreundliche Strom-
versorgung leisten und den Bau neuer
Anlagen unterstützen. Für die EW
heisst dabei das aktuelle Stichwort
Transparenz. Das EW soll von Anfang
an durch sein Verhalten signalisieren,
dass der Bau neuer Anlagen auch sein
eigenes Ziel ist. Es soll über Konditio-
nen und Bezug beziehungsweise Pro-
duktion des nachgefragten Solarstroms
detailliert informieren.

nterstützung 
bei der Lancierung

Welches Solarstrom-Modell eignet
sich für unser EW? Wie sollen wir das
neue Angebot vermarkten? Wer würde
in unserem Einzugsgebiet überhaupt
Solarstrom abonnieren und in welcher
Menge? Solche Fragen gilt es in der
Startphase zu klären. Die Aktion «So-
larstrom vom EW», ein gemeinsames
Engagement von Energie 2000 sowie
des Verbandes Schweizerischer Elek-
trizitätswerke (VSE), hilft interessier-
ten EW weiter. Das Aktionsteam bietet
beispielsweise Vorgehensberatung bei
der Einführung sowie Tipps für das
Marketing an oder stellt Unterlagen für
Umfragen zur Interessenabklärung bei
der Kundschaft zur Verfügung.
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Die Initiative des AEW

Seit Anfang Jahr fördert das Aargauische Elektrizitätswerk (AEW) erneuerbare
Energie. Das AEW verpflichtet sich als Energiedienstleister zu Stromange-
boten aus Photovoltaikanlagen und Klein-Wasserkraftwerken. Es bietet die
Stromproduktion von ausgewählten Photovoltaikproduzenten und den Strom
des  Klein-Wasserkraftwerkes «Bruggmühle» in Bremgarten an. 

Mit einem Aufpreis kann die Kundin oder der Kunde eine oder mehrere Strom-
tranchen erneuerbare Energie beziehen. Der Aufpreis entspricht den höheren
Energiegestehungskosten; für Klein-Wasserkraftwerkstrom beträgt er sieben
Rappen pro Kilowattstunde (kWh) und für Solarstrom einen Franken pro kWh.
Der Konsument erhält zweimal jährlich zusammen mit der Akontorechnung
zwei zusätzliche Einzahlungsscheine zu je 25 Franken, mit denen er wahlwei-
se erneuerbare Energie aus Sonne und/oder Wasser beziehen kann. 25 kWh
Sonnenstrom kosten 25 Franken, und zum gleichen Preis sind 357 kWh Strom
aus dem Klein-Wasserkraftwerk Bruggmühle zu haben. 

Die Einnahmen aus dem Verkauf von erneuerbarer Energie fliessen im Ver-
hältnis der ins Netz eingespiesenen Strommenge zu 80 Prozent an die markt-
beteiligten Stromproduzenten, und 20 Prozent werden in einem Fonds geäuf-
net. Mit dem Fonds werden neue Solaranlagen mit einem Förderbeitrag unter-
stützt. Bereits zwei Investoren konnten von einem solchen Beitrag profitieren.

Dem Angebot des AEW ist bereits grosser Erfolg beschieden. Bis Ende April
zahlten 1 300 Kunden für Solarstrom und 1 315 für Strom aus dem Klein-
Wasserkraftwerk ein. Mit den kürzlich versandten Akontorechnungen haben
erfreulicherweise nochmals über 2 500 Kunden das Energiepaket eingezahlt.
Die verkaufte Energiemenge beträgt zurzeit 57’500 kWh für Solarstrom und
993’900 kWh für Klein-Wasserkraftwerkstrom.

Unter www.aew.ch können im Internet neueste Informationen über den Öko-
strommarkt in Erfahrung gebracht werden. Neben diversen Zeitungsartikeln
informiert auch die regelmässig erscheinende Broschüre «strom» über die
aktuellen Einwicklungen auf dem Strommarkt.

Photovoltaik-Anlage auf dem Dach des Schulhauses in Magden
Foto: Nova Energie GmbH, Aarau



tung der Bauten und ihrer Einordnung
in das Orts-, Quartier- und Land-
schaftsbild bis zur rationellen Er-
schliessung, den gemeinsamen Hei-
zungsanlagen und dem behindertenge-
rechten Bauen.
Diese Vielfalt der Grundlagen zeigt,
dass eine abschliessende Definition

der Siedlungsqualität nicht möglich
ist. Ebenso wenig ist es möglich, Sied-
lungsqualität zu verordnen. Sie ent-
steht nur dann, wenn man in der Praxis
auf die örtlichen Verhältnisse eingeht
und alle Möglichkeiten, auch die unge-
wohnten, ausschöpft. Hier sind Bau-
herren ebenso gefordert wie Politike-
rinnen, Bauverwalter, Architektinnen
und Planer.
Um trotz fehlender Patentrezepte der
Siedlungsqualität näher zu kommen,
sind konkrete Beispiele der beste Weg.
Die von der Abteilung Raumplanung
publizierte Broschüre «Siedlungsqua-
lität – Aargauer Beispiele» stellt eine
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Siedlungsqualität ist kein Zufall
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Im Zeichen kürzerer Arbeitszeiten ge-
winnt die Zeit, die man zu Hause ver-
bringt – trotz aller Ferienangebote –
immer mehr an Bedeutung. «Überall
kann man sparen, nur beim Wohnen
nicht», meinte schon Max Frisch. Zum
Daheim gehören aber nicht nur die 

eigenen 
vier Wände,
sondern
auch die
nähere Um-

gebung des Hauses, sei es der dörfliche
Strassenzug oder das städtische Vier-
tel.
Die Bedeutung der Siedlungsqualität
haben auch die Gesetzgeber erkannt.
So hält das Bundesgesetz über die
Raumplanung die folgenden Planungs-
grundsätze fest:
O Siedlungen, Bauten und Anlagen

sollen sich in die Landschaft ein-
ordnen.

O Wohn- und Arbeitsgebiete sollen
einander zweckmässig zugeordnet
und durch das öffentliche Verkehrs-
netz hinreichend erschlossen sein.

O Siedlungen sind nach den Bedürfnis-
sen der Bevölkerung zu gestalten.

O Wohngebiete sollen vor schädlichen
oder lästigen Einwirkungen ver-
schont werden.

O Siedlungen sollen viele Grünflächen
und Bäume enthalten.

on der Theorie 
zur Praxis

Weitere Kriterien, die bei der Beurtei-
lung der Siedlungsqualität zu berück-
sichtigen sind, finden sich in den kan-
tonalen Baugesetzen. Sie reichen von
der guten architektonischen Gestal-

V

Marco Peyer
Abteilung Raumplanung
062 835 32 90

Wenn man sich wohl fühlt im Quartier, wenn man sich am
vielen Grün und an den gefälligen Nachbarhäusern
freuen kann, wenn auch der Verkehr erträglich ist … dann
spricht man von Siedlungsqualität. Eine Broschüre der
Abteilung Raumplanung zeigt, was es für Möglichkeiten
gibt, Siedlungsqualität zu schaffen und zu verbessern.

Baudepartement
Abteilung Raumplanung

A
A

R
G

A
UBericht

Siedlungsqualität

Aargauer Beispiele

Aarau, Juni 1999



Auswahl vor, die folgende thematische
Rahmenbedingungen abdeckt:
O verdichtetes Wohnen, haushälteri-

sche Bodennutzung;
O Umnutzung oder Neunutzung alter

Industriebauten;
O Verkehrsberuhigung und Verkehrs-

entlastung;
O Erhaltung und Erneuerung im histo-

rischen Ortsbild;
O Gewerbe- und Industrieneubauten

mit besonderen Qualitäten;
O ökologisches Bauen, Siedlungsöko-

logie.

iedlungsqualität 
im Aargau

Der reich bebilderte Bericht stellt fünf
Projekte und Objekte ausführlich auf 
je vier Seiten vor; weitere zwölf Bei-
spiele werden auf je einer Seite um-
schrieben. Aus geographischer Sicht
wurden ländliche und städtische Bei-
spiele berücksichtigt und auf eine aus-
gewogene regionale Verteilung geach-
tet. In der Folge wird kurz auf die aus-
führlich vorgestellten Beispiele hinge-
wiesen:
O Spreitenbach: Die Überbauung

Schleipfe beweist, dass trotz einer
Fläche von über sechs Hektaren 
und hoher Dichte Siedlungsqualität
möglich ist. Mehrere Gruppen unter-
schiedlicher Häusertypen wechseln
sich mit grosszügigen und vielfältig
nutzbaren Grünräumen ab. Die in-
nere autofreie Erschliessungsstrasse
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Ennetbaden: Historisches Ensemble Limmatau mit hoher Wohnqualität
Foto: K. Dobler, Hesse+Schwarze+Partner, Zürich

Widen: Fuchsweidstrasse vor und nach dem Umbau
Fotos: Bauverwaltung Widen

Spreitenbach: Überbauung Schleipfe, Verknüpfung der Siedlung mit dem
Grünraum
Foto: M. Birchler, Hesse+Schwarze+Partner, Zürich



trägt entscheidend zur Gesamtqua-
lität der Siedlung bei.

O Ennetbaden: Die Limmatau zeigt
beispielhaft, dass sich die Umnut-
zung alter Industriebauten lohnt.
Aus einer ehemaligen Gerberei ent-
standen in vielen kleinen Schritten
attraktive und günstige Gewerbe-,
Atelier- und Wohnräume. Auf die
historische Bausubstanz wurde viel
Rücksicht genommen.

O Widen: Die Gemeinde nützte die op-
timalen Voraussetzungen für die er-
folgreiche Umsetzung einer flächen-
deckenden Beruhigung des Verkehrs
aus. Die Resultate der getroffenen
Massnahmen sind hohe Aussen-
raumqualitäten für die Anwohnerin-
nen und Anwohner, Sicherheit für 
alle Verkehrsteilnehmenden, flächen-
sparende Zufahrten sowie ein kos-
tengünstiger Unterhalt.

O Oberes Fricktal: In den Gemeinden
Frick, Kaisten, Eiken und Hornussen
wird demonstriert, wie eine zeit-
gemässe Entwicklung bei gleichzei-
tiger Erhaltung des vertrauten Orts-
bildes möglich ist. Häufig kann auch
vom Zerfall bedrohte Bausubstanz
erhalten werden. Gut gestaltete An-
und Neubauten können historische
Objekte sogar aufwerten.

O Brugg: Das Wohn- und Geschäfts-
haus Stahlrain entstand an einer ver-
meintlich sehr schwierigen Lage auf
einem dreieckigen, von Bahnlinie
und Strasse begrenzten Areal. Dieser
Bau zeigt, welches Potential manch-
mal in als nutzlos erscheinenden Or-
ten schlummert. Es muss nur (neu)
entdeckt und intelligent genutzt
werden.
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Brugg: Mehrfach preisgekröntes Wohn- und Geschäftshaus Stahlrain
Foto: Ferit Kuyas, Metron AG, Brugg

Suhr: Einfamilienhausquartier an der Bachstrasse mit verschiedenen
gemeinschaftlichen Anlagen
Foto: Zimmermann Architekten, Aarau

Hornussen: Sanfte Renovation und Einbau einer neuen Wohneinheit in die
ehemalige Scheune
Foto: Urs Schweizer, Kaisten



olgerungen
Die Beispiele zeigen, dass Siedlungs-
qualität entsteht, wenn der Wille da ist,
sich mit der Bebauung, der Erschlies-
sung oder der Gestaltung der Aussen-
räume auseinander zu setzen. Ver-
ständnis und Engagement aller Betei-
ligten auf allen Ebenen (Bauherren,
Baubehörde, Amtsstellen, Fachleute,
Bewohnerinnen und Bewohner usw.)
sind wichtige Bedingungen für das Ge-
lingen von Vorhaben mit hoher Sied-
lungsqualität. Oft ist es eine Person
oder eine Gruppe, die eine Vorreiter-
rolle übernimmt und sich für die be-
sondere Qualität einsetzt.

F Angesichts der Belastungen unserer
Siedlungen durch den Verkehr gehören
eine rationelle, flächensparende Er-
schliessung sowie verkehrsberuhigte
und attraktiv gestaltete Strassenräume
zu den wichtigsten Voraussetzungen
für eine höhere Wohn- und Lebens-
qualität.
Je dichter gebaut wird, um so an-
spruchsvoller wird es, Siedlungsqua-
lität zu gewährleisten. Die Dichte
allein ist weder ein positiver noch ein
negativer Gradmesser für die Sied-
lungsqualität.
Die Erhaltung bestehender Bausub-
stanz und historischer Strukturen ist
ökologisch und ökonomisch sinnvoll
und identitätsstiftend. Gleichzeitig
müssen sich die Ortszentren ent-
wickeln und zeitgemässen Bedürfnis-
sen anpassen können.
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Die Broschüre «Siedlungsqualität» ist
zum Preis von 10 Franken bei folgen-
der Adresse erhältlich:

Baudepartement
Abteilung Raumplanung
Entfelderstrasse 22 (Buchenhof)
5001 Aarau
Tel. 062 835 32 90
e-mail: umwelt.aargau@ag.ch

www.ag.ch/raumplanung

Auf der Website der Abteilung
Raumplanung können folgende
Publikationen eingesehen, bestellt
oder als PDF-Dokumente herun-
tergeladen werden:

O Richtplan Jahresheft (Anpas-
sungen und Fortschreibungen
1998)

O Region Aarau 1840 –1994. Sied-
lungsentwicklung im Spiegel
alter Karten (1998)

O Bahnhofsplanungen im Kanton
Aargau (1999)

O Siedlungsqualität – Aargauer
Beispiele (1999)

O Vorläufige Arbeitshilfe zur För-
derung der Zusammenarbeit von
Gemeinden (1999)



Im Auftrag des Vorstehers des Bau-
departements und der Konferenz der
Regionalplanungsverbände erarbeitete
die Visura Treuhand-Gesellschaft eine
praxisnahe Arbeitshilfe zur Förderung 

der Zusam-
menarbeit
von Ge-
meinden.
Einen wert-

vollen Beitrag leistete auch die Ge-
meindeabteilung des Departements
des Innern.

mmer mehr 
Zusammenarbeit

Die Veränderungen in der Wirtschaft,
die gestiegenen Ansprüche der Bürge-
rinnen und Bürger sowie finanzielle
Engpässe stellen viele Behörden und
Verwaltungen vor neue Aufgaben. In
dieser schwierigen Situation sehen vie-
le Gemeinden die verstärkte Zusam-
menarbeit als Ausweg und Chance.

I

Einige Beispiele:
O Die fünf Gemeinden Wislikofen,

Baldingen, Böbikon, Mellikon und
Rümikon haben in einem Zusam-
menarbeitsvertrag verschiedene Ver-
waltungsaufgaben gebündelt.

O Die Surbtaler Gemeinden Lengnau
und Endingen führen eine gemein-
same Finanzverwaltung und arbeiten
sektoriell zusammen.

O Am 13. Juni 1999 sagten 82 Prozent
der Mühlethaler und fast 90 Prozent
der Zofinger Wählerinnen und Wäh-
ler Ja zur Fusion ihrer Gemeinden.

O Verschiedene örtliche Feuerwehren
prüfen einen Zusammenschluss, um
finanziell und materiell höhere Effi-
zienz zu erreichen.

O Auch in anderen Kantonen wie
Bern, Freiburg, Luzern, Tessin,
Thurgau und Zürich sind zum Teil
fortgeschrittene Entwicklungen und
Projekte für Gemeindezusammen-
führungen im Gange.

ein Spaziergang
Obwohl die Zusammenarbeit langsam
zur Selbstverständlichkeit wird, kann
dieser Weg steinig sein. Auch gut vor-
bereitete Projekte können scheitern –
als Beispiel sei die Ablehnung von
Feuerwehr-Fusionen durch die Ge-
meindeversammlungen in Holziken
und Zetzwil genannt. Die von der Ab-
teilung Raumplanung herausgegebene
Arbeitshilfe soll nun das Risiko von
Misserfolgen vermindern. Sie hat fol-
gende Ziele:
O als praktische Checkliste für kon-

krete Projekte im «Feld» zu dienen;
O die Gemeindebehörden für die Vor-

und Nachteile der verschiedenen
Modelle der Zusammenarbeit zu
sensibilisieren;

O die mit der Zusammenarbeit verbun-
denen Fragen aufzuzeigen;

O Hinweise zu geben, wie die Attrakti-
vität und der Nutzen der verstärkten
Zusammenarbeit dokumentiert wer-
den kann.

Nicht zuletzt will die Schrift auch Mut
machen, die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit verstärkt anzugehen.

K

Gemeinden im Gespann

Wenn die finanziellen und personellen Mittel knapp und
gute Lösungen für ko m p l exe Au f g aben gefragt sind, b ri n g t
die Zusammenarbeit der Gemeinden viele Vo rt e i l e . D i e
F o rmen dieser Ko o p e r ation sind vielfältig: Sie gehen vo n
e i n fachen Ve rträgen über die Zwe ck verbände bis hin zur
Fusion von Gemeinden. Eine neue Arbeitshilfe zeigt Vo r-
und Nachteile der ve rschiedenen Modelle der Zusammen-
arbeit und dient als praktische Checkliste für ko n k re t e
P r o j e k t e .

Marco Peyer
Abteilung Raumplanung
062 835 32 90

Die Fusion ist die radikalste Form der Zusammenarbeit. Im Bild Mühletal, das
sich mit Zofingen vereinigt.
Foto: Abteilung Raumplanung, Marco Peyer

Feuerwehr-Fusionen sind heute in
vielen Gemeinden ein Thema.
Foto: Abteilung Raumplanung, Marco Peyer



ielfältige Rechtsformen
Für die Zusammenarbeit gibt es ver-
schiedene anwendbare Rechtsformen.
Am bekanntesten dürfte der Gemein-
devertrag sein, der einfach zu handha-
ben ist und viel Spielraum offen lässt.
Sobald Gemeindeaufgaben ausgela-
gert und von einer eigenständigen
juristischen Person erfüllt werden sol-
len, kann die ideale Lösung in einem
Gemeindeverband oder in einer privat-
rechtlichen Form der Zusammenar-
beit bestehen (AG, GmbH, Genossen-
schaft, Verein, Stiftung oder einfache
Gesellschaft). Die Arbeitshilfe be-
schreibt all diese Instrumente und zählt
ihre Vor- und Nachteile auf.

V Privatrechtliche Formen zeigen dann
ihre Stärken, wenn die WOV-Taug-
lichkeit, die Eigenverantwortung und
die betriebswirtschaftliche Orientie-
rung im Vordergrund stehen. Ein
Nachteil kann jedoch die Abnahme des
politischen und demokratischen Ein-
flusses sein. Eine erhöhte Rücksicht-
nahme auf die Bedürfnisse der Partner
ist bei allen Formen der Zusammenar-
beit erforderlich.

odelle für die Praxis
Im Anschluss an den Überblick über
die hauptsächlichen Rechtsformen der
Zusammenarbeit stellt die Arbeitshilfe
vier praxisnahe Modelle im Detail vor:
O Fachkompetenz-Zentrum
O gemeinsame Verwaltung
O Auslagerung an Dritte
O Gemeindezusammenschluss 

(Fusion)
Zu jedem Modell finden sich Angaben
zu den Voraussetzungen und Rahmen-
bedingungen, eine Beurteilung und
eine Liste von Beispielen. Jede Ge-
meinde sollte so ihr persönliches
«Kleid» finden können. Als praktische
Anleitung zum Vorgehen dienen Ab-
laufschemas und Checklisten. Ein ei-
genes Kapitel ist der Öffentlichkeitsar-
beit gewidmet, denn «Information soll
nicht Zwang oder Last sein, sondern
eine Lust. Nur gut informierte Men-
schen haben Vertrauen, und Vertrauen
ist die Voraussetzung für gute Politik.»

eitere Schritte
Die Arbeitshilfe ist eine vorläufige
Auslegeordnung von Anregungen. Der
Weg zu einer verbreiteten und rei-
bungslosen Zusammenarbeit unter den
Gemeinden ist aber noch lang. Der Re-
gierungsrat hat dem Departement des
Innern deshalb den Auftrag erteilt, ein
umfassendes Konzept zu entwickeln.
Bei dieser Untersuchung sollen ver-
schiedene Fragen der Zusammenarbeit
vertiefter und intensiver behandelt
werden, mit dem Ziel, den Gemeinden
umfassend Hilfe anzubieten.

W

M

Die Arbeitshilfe zur Förderung der Zu-
sammenarbeit von Gemeinden ist zum
Preis von 10 Franken bei folgender
Adresse erhältlich:

Baudepartement
Abteilung Raumplanung
Entfelderstrasse 22 (Buchenhof)
5001 Aarau
Tel. 062 835 32 90
e-mail: umwelt.aargau@ag.ch

Baudepartement
Abteilung Raumplanung

Bericht

Vorläufige Arbeitshilfe zur Förd e r u n g
der Zusammenarbeit von Gemeinden
Erstellt im Auftrage des Vorstehers des Baudepartementes
und der Konferenz der Präsidenten der Regionalplanungs-
verbände unter Mitwirkung der Gemeindeabteilung des
Departementes des Innern

Aarau, Juni 1999



In fruchtbaren und intensiv genutzten
Ackerbaugebieten, wie etwa dem unte-
ren Bünztal oder dem unteren Freiamt,
stellt man hohe Nitratwerte im Grund-
wasser fest. Von diesem Nitratproblem
betroffen sind etwa ein Sechstel der
Landwirtschaftsflächen im Kanton
Aargau, also über 10’000 Hektaren. Es
stellt sich die schwierige Frage, wie der 

Nitrat-
gehalt im
Grund-
wasser
gesenkt
werden
kann, 

ohne dem Bodenbewirtschafter, also
dem Landwirt, seine Existenzgrund-
lage zu nehmen. Denn in solchen Ge-
bieten wird schnell der Ruf nach Still-
Legung von Ackerland laut … Genau
das ist in der Gemeinde Wohlenschwil
geschehen.

om Problemfall 
zum Vorzeigebeispiel

Rückblende: Anfang 1995 in der Ge-
meinde Wohlenschwil bei Mellingen.
Der Nitratgehalt des Trinkwassers aus
der Fassung «Frohberg» klettert über
die 50-Milligramm-Grenze. Bei Wer-
ten über 40 mg Nitrat pro Liter darf das
Kantonslabor Grundwasser aber nicht
mehr als Trinkwasser freigeben. Das
Pumpwerk «Frohberg» wird deshalb
stillgelegt. Als Notbehelf wird die alte
«Sternenquelle» im Dorf reaktiviert. 
Die Landwirtschaft rückt als Sünden-
bock ins Rampenlicht. Die Abklärun-
gen des beigezogenen hydrogeolo-
gischen Büros zeigen nämlich, dass
der Zuströmbereich des betroffenen
Grundwassergebietes klar auf das rund
65 Hektaren grosse Gebiet «Münzel»
begrenzt ist. Und dieses Gebiet wird
rein landwirtschaftlich genutzt.

V

Statt ein rigoroses Nitratzonenregle-
ment von ober her zu erlassen, ent-
schliesst sich die Gemeinde Wohlen-
schwil für ein anderes Vorgehen: Sie
sucht das Gespräch mit den Beteiligten
– mit Erfolg.
1997 werden im engeren kritischen
Rayon des Gebiets Münzel 15 Hekta-
ren Ackerland vollständig stillgelegt.
1998 kommen nochmals 1,5 Hektaren
dazu. Die Landwirte säen eine Mager-
wiesenmischung mit Wiesenblumen
an, um die Still-Legung auch für die
Einwohnerinnen und Einwohner von
Wohlenschwil sicht- und erlebbar zu
machen. So präsentieren sich einzelne
Flächen im Frühsommer 1998 in üppi-
ger Blumentracht.
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Still-Legung von Ackerland in
Wohlenschwil – eine Erfolgsbilanz
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Nitrat im Grund- und Trinkwasser ist ein Problem, das 
nicht nur Behörden, sondern zunehmend auch Landwirte
beschäftigt. Die Gemeinde Wohlenschwil hat ihr Nitrat-
problem zusammen mit den Landwirten angepackt – und
ist dabei sehr erfolgreich gewesen.

Christian Fricker
Leiter Landwirtschaftliches
Bildungs- und 
Beratungszentrum Frick
062 865 50 20

Still-Legungsverträge mit 
den Landwirten

Still-Legungen von Landwirtschafts-
flächen bedeuten für den Landwirt
Ertragseinbussen. Dem wird mit so-
genannten Still-Legungsverträgen ent-
gegengetreten, welche die Entschädi-
gung für den Landwirt regeln. 

In Wohlenschwil wurden solche Ver-
träge zwischen Bewirtschaftern, dem
Kanton und der Gemeinde auf sechs
Jahre abgeschlossen. Der Bewirtschaf-
ter erhält für den Verzicht auf Ackerbau
4 000 Franken pro Hektare vergütet.
Der Bund leistet daran 3 000 Franken,
Kanton und Gemeinde je 500 Franken.
Die Flächen dürfen nicht gedüngt und
nicht vor dem 15. Juni gemäht werden. 

Andere, weniger restriktive Auflagen
im weiter gefassten Zuströmgebiet
werden von der Gemeinde mit 200
Franken pro Hektare abgegolten.

Stillgelegte Flächen in der Gemeinde Wohlenschwil. Die gesäten Mager-
wiesenmischungen präsentieren sich erst nach einem Jahr dicht und schön. 
Foto: Christian Fricker, LBBZ Frick



Der Erfolg stellt sich nach Jahren der
Resignation und auch vieler böser
Worte langsam aber stetig ein: Im
Pumpwerk «Frohberg», wo die Nitrat-
konzentration lange über 50 Milli-
gramm pro Liter verharrte, hat die
Kurve im Frühjahr 1999 die 40-mg-
Marke erstmals wieder unterschritten –
Tendenz weiter sinkend. Das Wasser
des Pumpwerkes «Frohberg» kann also
wieder genutzt werden. 

nreizsystem 
wird aufgebaut

Inzwischen können alle Aargauer Ge-
meinden, die Nitratprobleme haben,
mit dem Anreizsystem als Werkzeug
arbeiten. Der Grundsatz dafür ist im
Aargauer Landwirtschaftsgesetz vor-
gegeben, und die dazugehörige soge-
nannte Öko-Verordnung wurde auf den
1. Juli 1999 in Kraft gesetzt. 
Im neuen eidgenössischen Gewässer-
schutzgesetz ist vorgesehen, dass 
auch der Bund für nitratvermindernde
Massnahmen Beiträge zahlen kann.
Das System steckt aber noch in den
Kinderschuhen und wird, ähnlich wie
in Wohlenschwil, zurzeit in Pilotge-
bieten der Kantone Solothurn, Zürich
und Freiburg getestet. Die gemachten
Erfahrungen fallen ähnlich positiv wie
in Wohlenschwil aus. 
Der Bund wird aber die Beiträge nicht
einzelparzellenweise, quasi mit der
Giesskanne, ausschütten, sondern von
den Kantonen konkrete Projekte und
entsprechende Beitragsgesuche ver-
langen. Die Beiträge werden von den
Kantonen an die Bewirtschafter ausbe-
zahlt. 
Es zeichnet sich also ab, dass auf den
drei Ebenen Bund, Kantone und Ge-
meinden ein Anreizsystem aufgebaut
wird, das es den Bauern erlaubt, sich
freiwillig in der Bodennutzung einzu-
schränken. 
Von Polizeimassnahmen wie Nitrat-
schutzzonen mit strengen Reglemen-
ten könnte dann Abstand genommen
werden – und das liegt im Interesse
aller Betroffenen, insbesondere der un-
ternehmerisch denkenden Landwirte!
Es ist wichtig, dass sich die Landwirte
in Nitratgebieten gesprächsbereit zei-
gen. Der höchste Berufsstolz des Bau-
ern ist wohl, gesunde Nahrungsmittel
zu produzieren. Leistungen zugunsten
von Umwelt und Gesundheit sind ein
neuer Betriebszweig für die Landwirte
geworden – und dafür dürfen sich die
Landwirte auch entschädigen lassen. 
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Aufatmen bei den Behörden, erleich-
terte Bauern – der Aufwand hat sich
gelohnt. Ist Wohlenschwil, das als Pi-
lotprojekt gestartet wurde, nun zum
Vorbild für andere Gemeinden gewor-
den? Grundsätzlich sicher ja. Still-
Legungen im eng begrenzten kriti-
schen Gebiet, verbunden mit anderen
Auflagen im weiteren Gebiet, scheinen
der richtige Ansatz zu sein.

rfolgreiches Pilotprojekt
Für alle Beteiligten, insbesondere auch
für die landwirtschaftlichen Berater,
hat sich das Pilotprojekt in Wohlen-
schwil als Prüfstein somit bewährt. 
Die Beiträge für stillgelegtes Acker-
land sind mit 4 000 Franken hoch. Hät-
ten sich nicht relativ rasch messbare
Erfolge gezeigt, wären die landwirt-
schaftlichen Berater sowohl gegenüber
den Steuerzahlenden als auch gegen-
über den Landwirten in Verlegenheit
gekommen. Denn auf Seiten der Nicht-
landwirte heisst es heute schnell, man
solle die Bauern nicht dafür belohnen,
dass sie etwas Selbstverständliches tä-
ten, nämlich die Umwelt nicht zu ver-
schmutzen …
Das Anreizsystem, also die «Freiwil-
ligkeit unter Druck von aussen» über-
zeugt: Mit hartem Vollzug der Gesetze
und Verordnungen kann das Problem
nicht erfolgreich angegangen werden. 
Das Anreizsystem hat wohl unschöne
Seiten, indem alle bäuerlichen Landbe-
wirtschafter von Beiträgen profitieren
können, was wiederum den Druck auf
Pachtland erhöht. Unter dem Strich
sieht die Rechnung aber für die Land-
wirtschaft positiv aus – und der Image-
gewinn lässt sich ebenfalls sehen. 

E

Schonende Bodennutzung
gegen hohe Nitratwerte

Um den Nitratgehalt im Grundwasser
tief zu halten, ohne auf eine landwirt-
schaftliche Nutzung im Zuströmbe-
reich zu verzichten, stehen drei wirk-
same Massnahmen zur Diskussion: 

O Den Boden möglichst dauernd be-
decken. In einem intensiv durchwur-
zelten Boden wird nur wenig Nitrat
ausgewaschen. 

O Den Boden so wenig wie möglich
bearbeiten. Durch Bodenbearbei-
tung wird die Durchlüftung des Bo-
dens verstärkt, was zu vermehrter
Mineralisierung von Humus und da-
mit zur Freisetzung von Stickstoff
führt. Mit pfluglosem Anbau kann
dieser Forderung teilweise nachge-
lebt werden.

O Die Düngung an den Bedarf der
Pflanzen anpassen. Diesbezüglich
hat die Integrierte Produktion (IP)
viel Gutes bewirkt. In ganz empfind-
lichen Nitratgebieten reichen die IP-
Anforderungen oft nicht aus, um die
Nitratfrachten merklich zu senken. 



Das Velo hat auch im Kanton Aargau
als Verkehrsmittel im Alltags- und
Freizeitverkehr an Bedeutung gewon-
nen. Die Vorzüge des Velos sind viel-
fältig: Es ist ökologisch, weil lärm- und
abgasfrei. Es ist für fast alle Menschen
erschwinglich. Es kann von Kindern 

und Erwachse-
nen genutzt wer-
den. Es fördert
die Nähe, die
Nachbarschaft 

sowie dichte und gemischte Siedlungs-
strukturen. Es erleichtert die Mobilität
auf kurzen Distanzen. 
Das Velo ist für viele Fahrten eine Al-
ternative zum Auto oder Töff. Seine
Nutzung ist allerdings witterungsab-
hängig und in hügeligen oder bergigen
Gebieten beschränkt. 

Investitionen in den Veloverkehr sind
effizient. Velo fahren – integriert in das
tägliche Leben – hält uns gesund und
fit. Das Velo ist kostengünstig in An-
schaffung und Unterhalt. Viele Ziele
können in angemessener Reisezeit er-
reicht werden. Das Velo ist individuell
und spontan nutzbar. Es ist weder an
Fahrpläne noch an Parkplätze gebun-
den. Lediglich für lange Distanzen
stösst das Velo an seine Grenzen. Sein
Partner für grosse Entfernungen ist der
öffentliche Verkehr.

as Velo boomt
In der Schweiz gibt es rund 3,7 Millio-
nen Fahrräder und etwa 3,3 Millionen
Personenwagen. Das macht auf 1 000
Einwohner 528 Velos. Der Motorisie-
rungsgrad im Kanton Aargau beträgt
496 Personenwagen pro 1 000 Einwoh-
ner. Die Unterschiede zwischen den
einzelnen Landesteilen sind gross. So
gibt es in der lateinischen Schweiz nur
rund halb so viel Velos wie in der
Deutschschweiz. Im internationalen
Vergleich liegt die Schweiz im Mittel-
feld. Das Auto dominiert aber immer
noch die Verkehrspolitik. 
Aus dem hohen Bestand an Fahrrädern
ist zwar ein hohes Nutzungspotenzial
abzulesen, aber nicht automatisch eine
häufige Benützung. Etwa jeder sechste
Weg wird heute mit dem Velo zurück-
gelegt. Erhebliche Abweichungen von
diesem Durchschnittswert sind nicht
nur auf topographische Besonderhei-
ten, sondern auch auf Mentalitäten und
nicht zuletzt auf die Qualität und den
Ausbau der Veloinfrastruktur zurück-
zuführen.

D
om Mountainbike 
bis zum Liegevelo

Wer Radverkehrsanlagen baut, muss
natürlich die Menschen kennen, wel-
che sie nutzen sollen. Doch die Velo-
fahrer sind alles andere als eine ho-
mogene Gruppe von Verkehrsteilneh-
mern. Schon bei den Fahrradtypen gibt
es eine grosse Auswahl: vom City-
Bike, Rennrad über das Mountain-
bike oder das BMX-Rad bis hin zum
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Im Aargau entsteht 
ein kantonales Radroutennetz
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Velofahren steht hoch im Kurs. Nachdem im April 1999 die
Kampagne «Nimm s Velo» des Gesundheitsdepartementes
anlief, hat der Regierungsrat an seiner Sitzung vom 14. Juli
1999 das Konzept für ein kantonales Radroutennetz zur
Vernehmlassung freigegeben. Ziel der Kantonsregierung
ist es, mit dem kantonalen Radroutennetz die Rolle des
Velos im Alltag und im stark wachsenden Freizeitverkehr
zu stärken.

Werner Ryter
Abteilung Verkehr
062 835 33 30

N
r.

7
O

kt
ob

er
 1

99
9

39

Kombinierter Rad- und Gehweg oder
die Kunst der Markierung, Slalomfah-
ren erlaubt, die Stangen stehen bereits
(Beispiel aus Deutschland)
Foto IREC: Le temps des rues, Lausanne 1990

Radstreifen
Foto: Werner Ryter

Radstreifen

Kombinierter Rad- und Gehweg, 
der Veloverkehr ist im Einrichtungs-
verkehr auf dem von der Strasse
niveaumässig abgesetzten Gehweg
geführt.
Foto: Werner Ryter

Radstreifen

Radweg

Gehweg



Liegevelo. Entsprechend vielfältig sind
auch die Fahrtzwecke (Berufs- und
Ausbildungspendler, Freizeit, Sport,
Einkaufen, Kurierdienste usw.).
Bei den Gefährdungsgruppen lassen
sich grob drei Gruppen unterscheiden: 
O die risikofreudigen, reaktionsschnel-

len jüngeren Velofahrenden;
O die bedächtigeren, eher risikoscheuen

Velofahrenden;
O die Schutzbedürftigen mit noch un-

terentwickeltem Risikobewusstsein. 
Insbesondere Kinder, Betagte und
Frauen sind auf ein velofreundliches
Verkehrsumfeld angewiesen.

eloverkehr in der 
Hand der Gemeinden

Im Aargau sind primär die Gemeinden
für den Veloverkehr zuständig. Velo-
wege gelten als Gemeindestrassen. Der
Kanton subventioniert Velowege, wenn
sie die Kantonsstrasse vom Velover-
kehr entlasten. Die übergeordnete Pla-
nung erfolgte früher in Regionalplä-
nen. Mit dem Baugesetz ist nun der
Grosse Rat zuständig für die Fest-
legung des kantonalen Radwegnetzes.
Die Schaffung von Velowegen durch
die zuständigen Behörden entspricht
einem Planungsgrundsatz des Raum-
planungsgesetzes. Der Leitsatz 4 des
vom Grossen Rat 1995 zur Kenntnis
genommenen Raumordnungskonzep-
tes hat einen attraktiven und sicheren
Velo- und Fussgängerverkehr zum
Ziel. 

V

eloförderung 
auf drei Ebenen

In der Schweiz gibt es kein Bundesge-
setz, das die Anliegen des Veloverkehrs
bei der Planung und Projektierung spe-
ziell berücksichtigt. Die Kantone und
die Gemeinden bestimmen ihre Velo-
politik selbst. 
Bis anhin befassten sich im Kanton
Aargau die drei Ebenen Gemeinde,
Region und Kanton mit der Förderung
des Veloverkehrs. Jeder regionale Pla-
nungsverband hat in der Vergangen-
heit ein Radwegkonzept erstellt. Die
Umsetzung dieser Konzepte erfolgt
schrittweise. Die einzelnen Routenab-
schnitte weisen unterschiedliche Stan-
dards auf (Mischverkehr, Radstreifen,
Radwege, Flurwege usw.).

in neues kantonales 
Radroutennetz

Der Regierungsrat hat sich entschie-
den, die Bedingungen für den Velover-
kehr zu verbessern und sichere, beque-
me und direkte Wege zu schaffen. Der
Veloverkehr gewinnt so an Bedeutung
in der Planung, der öffentlichen Dis-
kussion und wird zu einem integrie-
renden Bestandteil einer nachhaltigen
Verkehrsplanung.

E

V

Ein kantonales Radroutennetz soll die
Sicherheit und die Attraktivität vor al-
lem an stark befahrenen Kantonsstras-
sen erhöhen, diese entlasten und Netz-
lücken schliessen. Ziel der Kantons-
regierung ist es, mit dem kantonalen
Radroutennetz die Rolle des Velos im
Alltag und im stark wachsenden Frei-
zeitverkehr zu stärken. Das neue Kon-
zept leistet zudem einen Beitrag für ei-
ne nachhaltige Siedlungsentwicklung.

estandteile 
des Radroutennetzes

Das kantonale Radroutennetz soll der-
einst aus Haupt- und Verbindungs-
routen bestehen. Hauptrouten dürften
längs den Hauptachsen des Verkehrs
verlaufen (Haupttäler) und zu regiona-
len sowie überregionalen Zielen füh-
ren. Verbindungsrouten ergänzen die
Hauptrouten, soweit dies für ein durch-
gehendes Netz und die Zielerreichung
notwendig ist. Die Netzbestandteile
sind: Radwege, Radstreifen, Mischver-
kehr und Flurwege.
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Ein strategisches Konzept
Das Konzept «Kantonales Radrouten-
netz» ist ein erster strategischer Schritt
zur Veloförderung auf Kantonsstufe.
Es behandelt die Grundsatzfragen, de-
finiert die Ziele, die Bestandteile und
den Aufbau des Netzes. Schwerpunkte
bilden weiter die zukünftige Organisa-
tionsform und die Finanzierung.

Ein Vergleich
Durch den Kanton Aargau führen 

O 100 km Nationalstrasse;

O 1 150 km Kantonsstrasse;

O 4 500 km Gemeindestrasse;

O 460 km Velowege 
(geplant: 620 km).

Radstreifen
Gehweg

Radstreifen auf einer Kantonsstrasse,
sie ermöglichen gute Sichtverhält-
nisse, jedoch keinen physikalischen
Schutz, die Akzeptanz von Radstreifen
ist gross, an dieser Gefällstrecke
erfüllt der Radstreifen zusätzlich eine
Kriechspurfunktion.
Foto: Werner Ryter

Einmündung Radweg in eine Kantons-
strasse (verkehrsorientierter Charak-
ter), die Schutzinsel ermöglicht das
Queren in zwei Etappen, dadurch
halbiert sich die Querungsdistanz und
es ist jeweils nur eine Fahrspur zu
beobachten, neben dem Fussgänger-
streifen ist Platz für wartende Velos
vorgesehen.
Foto: Werner Ryter

Radweg

Warteraum 
für Velos



Seit Ende Mai 1998 bestehen neun ver-
netzte «Schweizer Velowanderwege»,
welche auch durch den Kanton Aargau
führen. Es sind dies die Rhein-Route
(75 km), die Mittellandroute (50 km),
die Aare-Route (45 km) und die Nord-
Süd-Route (25 km). Diese nationalen
Velowanderrouten können das kanto-
nale Radroutennetz überlagern.

ein Velobeauftragter,
dafür eine KAZ

Heute befassen sich im Baudeparte-
ment die Abteilungen Verkehr (Pla-
nung und Konzepte), Tiefbau (Bau,
Unterhalt und Wegweisung) und
Raumplanung (Koordination Regio-
nen und Gemeinde) mit dem Velover-
kehr. Das kantonale Radroutennetz
baut auf dieser Organisationsform 
auf. Die Fachstellen, die sich gegen-

K

wärtig mit dem Veloverkehr befassen,
sollen inskünftig die «Kantonale Ar-
beitsgruppe Veloverkehr» (KAZ) bil-
den. Das Konzept sieht von einem
Velobeauftragten ab. In der Vergangen-
heit schufen verschiedene Kantone
und Städte die Fachstelle eines Be-
auftragten für den Veloverkehr. Der
Grosse Rat lehnte 1992 mit der Ge-
nehmigung des Rechenschaftsberich-
tes ein Postulat ab, welches die Einset-
zung eines speziellen «Velokoordina-
tors» verlangte.

etzlänge zwischen 
Wunsch und Wirklichkeit

Das vorgesehene kantonale Radrou-
tennetz umfasst rund 620 km. Es setzt
sich zusammen aus ungefähr 410 km
Hauptrouten, 90 km Verbindungsrou-
ten und 120 km nicht überlagerten
Radwanderrouten. Der grösste Teil –
etwa 460 km oder 74 Prozent – besteht
bereits heute. Die restlichen 160 km
sollen innerhalb der nächsten 20 Jahre
erstellt werden. 

inanzierung
Der Kanton subventioniert heute den
Bau von Radrouten in der Regel zu 50
Prozent, wenn sie der Kantonsstrasse
den Langsamverkehr abnehmen. Diese
Regelung hat vor allem Radwege bei
sehr anspruchsvollen Anlagen ausser-
orts oft verzögert oder gar verhindert. 
Das Konzept «Kantonales Radrouten-
netz» stellt für die Finanzierung von
Planungs- und Baumassnahmen eine
Änderung zur Diskussion, die sich an
die bestehende Regelung bei den Kan-
tonsstrassen anlehnt: Ausserhalb der
Siedlungsgebiete soll der Kanton die
Kosten voll übernehmen; in Bauzonen
wird die Kostenteilung nach Kan-
tonsstrassendekret vorgeschlagen. Dies
schafft die Voraussetzung für eine ra-
schere Realisierung.
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Rechtsgrundlagen 
zum Veloverkehr

Raumplanungsgesetz
(RPG) vom 22. Juni 1979

Art. 3 Abs. 3 lit. c RPG
Die Siedlungen sind nach den Be-
dürfnissen der Bevölkerung zu ge-
stalten und in ihrer Ausdehnung zu
begrenzen. Insbesondere sollen
c. Rad- und Fusswege erhalten und
geschaffen werden.

Baugesetz
(BauG) vom 19. Januar 1993

§ 84 BauG
Fuss- und Radwege gelten als
Gemeindestrassen, wenn sie nicht
Bestandteile von Kantonsstrassen
oder dem Gemeindegebrauch zu-
gänglichen Privatstrassen sind.

§ 85 BauG
Der Grosse Rat legt das kantonale
Rad- und Wanderwegnetz fest.

§ 86 BauG
Die Zuständigkeit für den Bau
liegt bei den Gemeinden für Ge-
meindestrassen, Fuss- und Rad-
wege.

Kantonsstrassendekret
vom 20. Oktober 1971

§ 17 Abs. 1
Die Gemeinden leisten nach Mass-
gabe ihres Interesses und ihrer fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit, un-
ter Vorbehalt von Abs. 2 und 3,
Beiträge von 20 bis 60 Prozent.
Der Regierungsrat erlässt Richtli-
nien über die Abstufung der Bei-
träge.

§ 18 Abs. 1
An der Erstellung von parallelen
Strassen und anderen Anlagen, 
die der unmittelbaren Entlastung
des Kantonsstrassennetzes dienen,
kann der Regierungsrat bis höchs-
tens 50 Prozent der Baukosten aus
Strassenbaukrediten beschliessen.

§ 18 Abs. 2
Beiträge werden nur geleistet,
wenn diese Verbindungen der Kan-
tonsstrasse den Fussgänger- und
Radfahrerverkehr abnehmen.
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Übergang Radstreifen – Radweg
Foto: Werner Ryter

Radstreifen

Radweg

Strasse mit signalisierter Einbahn, 
der Veloverkehr ist im Gegenverkehr
geführt.
Foto: Werner Ryter

Radstreifen bergwärts
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Dem Konzept liegt auch eine Abschät-
zung der Kosten für den Endausbau
des kantonalen Radroutennetzes zu
Grunde. Sie basiert auf groben Annah-
men und wurde in den beiden Testre-
gionen Brugg und Umgebung sowie
Oberes Freiamt ermittelt. Hochgerech-
net auf den Kanton ergeben sich für die
restlichen 160 km Kosten zwischen 
50 bis 70 Millionen Franken. Gemäss
Kostenteilungsvorschlag und bei ei-
nem Ausserortsanteil von zirka 55 Pro-
zent entfallen rund 35 bis 52 Millionen
Franken auf den Kanton. Zurzeit gibt
der Kanton rund 1,2 Millionen Franken
pro Jahr für Veloanlagen aus. Die Er-
stellung des Radroutennetzes ist so in-
nert angemessener Frist nicht umsetz-
bar. Der Kanton muss also entweder
das kantonale Radroutennetz sehr grob-
maschig planen oder seine Finanzie-
rung neu regeln.

Die Finanzierung hat sich vorerst 
nach den heutigen Rechtsvorschriften
zu richten (Baugesetz, Strassenbauge-
setz). Die Überarbeitung des Strassen-
baugesetzes im Zusammenhang mit
der Verwendung von Geldern der leis-
tungsabhängigen Schwerverkehrsab-
gabe (LSVA) bietet die Möglichkeit,
die finanzielle Basis entscheidend zu
verbessern.

estlegen der 
einzelnen Routen

Nach der Vernehmlassung erarbeitet
die Abteilung Verkehr zusammen mit
den Regionalplanungsverbänden und
den Gemeinden die einzelnen Routen
des Netzes. Zuerst ist dafür das
Wunschlinien-Netz zu definieren. Aus
dem Vergleich zwischen dem Ist-
Zustand und dem Wunschlinien-Netz
sind dann Massnahmen zu treffen.
Anschliessend beschliesst der Grosse
Rat dieses Netz und setzt es im Richt-
plan fest. Die sukzessive Umsetzung
der Massnahmen erfolgt nach Dring-
lichkeit.

eloförderung im Kanton 
und in den Gemeinden

Im Rahmen der Gesamtüberprüfung
der Aufgabenteilung zwischen Kanton
und Gemeinden ist auch die Zuständig-
keit für Planung, Finanzierung, Bau,
Betrieb und Unterhalt der Radrouten
ein Thema. Ein stärkeres Engagement
des Kantons – zum Beispiel als gene-
reller Bauherr der kantonalen Radrou-
ten – bedingt eine Anpassung des Bau-
gesetzes.

V

F

eliebte Velorouten 
beleben den Tourismus

Seit dem 30. Mai 1998 stehen in der
Schweiz neun vernetzte nationale und
viele regionale Velowanderrouten zur
Verfügung, die auch den Kanton Aar-
gau durchqueren. Die auf wissen-
schaftlicher Basis durchgeführten Zäh-
lungen im Herbst 1999 brachten er-
staunliche Resultate zu Tage. Über 3,3
Millionen Velotouristen haben auf den
Velowanderrouten rund 150 Millionen
Kilometer zurückgelegt. Drei von fünf
starteten oder beendeten ihre Tour 
mit dem öffentlichen Verkehr. 340’000
Übernachtungen – davon 150’000 in
Hotels – sind weitere Schlüsseldaten
der Nutzung des nationalen Veloange-
botes. Auch die Wertschöpfung des
Velotourismus lässt sich sehen. Ferien-
reisende und Tagesausflügler konsu-
mierten für rund 110 Millionen Fran-
ken. Dies ergibt pro gefahrenen Kilo-
meter rund 50 Rappen bei Tagestouren
und 2 Franken bei mehrtägigen Velo-
reisen.
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Raumordnungskonzept Leitsatz 4
(Beschluss Grosser Rat vom 
5. September 1995)

Die Attraktivität des Rad- und Fuss-
gängerverkehrs ist zu verbessern und
die Sicherheit zu gewährleisten.

Richtplanbeschluss zum Radweg-
netz 
(Beschluss Grosser Rat vom 
17. Dezember 1996)

An der Verbesserung der Sicherheit
und Attraktivität des Fahrradverkehrs
besteht ein kantonales Interesse. Der
Regierungsrat erarbeitet in der Legis-
laturperiode 1997–2001 das kantonale
Radwegnetz. Er stützt sich dabei auf
die regionalen Konzepte und erarbei-
tet dieses mit den Regionalplanungs-
verbänden resp. ihren Gemeinden zu-
sammen. Die Abstimmung mit den
Nachbarn ist sicherzustellen.

Kombinierter Rad- und Gehweg,
Übergang zu einem Radstreifen
Foto: Werner Ryter

Gehweg

Übergang Radstreifen

Zweirichtungsradweg

Gehweg

Zweirichtungsradweg

Kombinierter Rad- und Gehweg,
Zweirichtungsradweg
Foto: Werner Ryter



elopotenziale noch 
nicht ausgeschöpft

Veloförderung soll nicht auf Einzel-
massnahmen begrenzt sein. Es gilt
vielmehr, auch im Kanton Aargau eine
velofreundliche Verkehrsstruktur zu
schaffen, die alle damit verbundenen
Aspekte mit einbezieht. Veloverkehr
muss überall möglich und sicher sein.
Gefährdungspotenziale sollen abge-
baut und die Akzeptanz des Velofah-
rens als eigenständiger Teil des Ge-
samtverkehrs erhöht werden. 
Bei den umweltverträglichen Bewe-
gungsarten kommt dem Veloverkehr
eine spezielle Bedeutung zu. So ist das
Potenzial für eine Verlagerung von
kurzen Autofahrten auf Velofahrten
beträchtlich. Rund 30 Prozent aller
Autofahrten sind nicht länger als drei
Kilometer. Jede zehnte Autofahrt ist
nur etwa ein Kilometer lang. Diese
Fahrten sind zu einem grossen Teil
durch Velofahrten ersetzbar.
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Routentypen für den leichten Veloverkehr

O Radroute: Verbindung zwischen Quellen und Zielen des leichten
Veloverkehrs.

O Hauptroute: Verbindung von Zielen regionaler und überregionaler
Bedeutung.

O Verbindungsroute: Erschliessung sowie Verbindung von Zielen lokaler
und regionaler Bedeutung, Zubringer zu Hauptrouten.

O Erschliessungsroute: Erschliessung von Wohngebieten und lokalen
Zielen.

O Radwanderroute: Erschliessung touristisch wertvoller Gebiete und
Ziele der Naherholung.

Definitionen

Nebst den klassischen Anlagetypen Radweg, Radstreifen oder Mischver-
kehr sind noch weitere Führungsprinzipien denkbar:

O Radroute: Unabhängige Führung, oft Bestandteil einer Gemeindestrasse.

O Radweg: Baulich getrennte Führung vom motorisierten Individual-
verkehr. Die Velofahrenden müssen als Veloweg signalisierte Wege be-
nützen.

O Radstreifen: Gemeinsame Führung auf gleichem Fahrbahnniveau. Die
Velofahrenden müssen den Radstreifen benützen.

O Fussweg, Radfahren gestattet: Die Velofahrenden entscheiden, ob sie
die Strasse oder die angrenzende Weganlage benützen (Fussweg und
Zusatztafel «Velo fahren gestattet»).

O Velokriech-/Vorsortierspur: An kritischen Stellen wie Steigungen steht
den Velofahrenden eine punktuelle Führung in Form eines Fahrstreifens
oder einer Kriechspur zur Verfügung.

O Mischverkehr: Dies ist die häufigste Führung des Veloverkehrs. Die
Belange des Veloverkehrs können bei der Erarbeitung des Normalprofils
(z. B. Fahrbahnbreite oder Durchfahrtsbreite bei Inseln), den Randab-
schlüssen, der Lage der Einlaufschächte und der asymmetrischen Mar-
kierung berücksichtigt werden.

Signalbaum Veloland Schweiz, 
Route 3 Nord-Süd
Foto: Werner Ryter
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Die Michaeliskarte gehört zu den kan-
tonalen Vorläuferkarten des ersten na-
tionalen Kartenwerks der Schweiz, der
Dufourkarte. Im Auftrag des Kantons
Aargau begann Ernst Heinrich Micha-
elis (1794–1873), ein preussischer In-
genieur und Topograph, 1837 mit den 

topographi-
schen Auf-
nahmen des
Aargaus. Die
Kartierungen
wurden 1842
abgeschlossen. 

1849 wurde schliesslich die erste ge-
naue Karte des Kantons auf vier Blät-
tern im Massstab 1:50’000 publiziert.
Noch vor dieser Veröffentlichung ent-

stand aber ein Kartenwerk im Mass-
stab 1:25’000 mit einem detailgetreu-
en Bild der landschaftlichen Situation
in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Die-
ses erste, seit Anfang der 1990er Jahre
öffentlich verfügbare Werk bildet eine
ideale Grundlage für die Erforschung
des Landschaftswandels in den letzten
150 Jahren. 

rosse Veränderungen 
sichtbar

Vergleicht man die «topographische
Karte des eidgenössischen Kantons
Aargau», wie die gedruckte Ausgabe
der Michaeliskarte heisst, mit der heu-
tigen Landkarte, so werden die massi-
ven Veränderungen rasch offenbar. 

G

Die Michaeliskarten sind zu einer Zeit
entstanden, in der die mittelalterlichen
und frühneuzeitlichen Strukturen un-
seres Lebensraumes noch weitgehend
intakt waren, in der aber auch die be-
ginnende Inanspruchnahme der Land-
schaft durch eine rasch wachsende
Zahl von Menschen in Ansätzen zu
verfolgen ist. Bedeutsam sind die er-
sten Zeugen der beginnenden Indus-
trialisierung und die Ansätze für das
Aufbrechen der alten Kernstädte. Gut
sichtbar ist dieser Prozess auf dem
Kartenausschnitt der Region Brugg–
Windisch–Wasserschloss: Die Läufe
von Aare, Reuss und Limmat sind
unverbaut und werden über weite
Strecken von Auenwäldern gesäumt.
Noch sind die Siedlungen durch Äcker,
Matten und Wälder voneinander ge-
trennt. Die Siedlungsfläche von Brugg
beschränkt sich auf das Areal innerhalb
seiner mittelalterlichen Mauern, die
Klosteranlage Königsfelden liegt weit
ausserhalb an der neu ausgebauten
Strasse nach Windisch. Das Fahr Win-
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Landschaft in Menschenhand
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Unter dem Titel «Landschaft in Menschenhand» thema-
tisiert eine Wanderausstellung, die im November im
aargauischen Staatsarchiv in Aarau eröffnet wird, den
Landschaftswandel, der sich in den letzten 150 Jahren 
im Kanton Aargau vollzogen hat. Anlass ist der 
150. Jahrestag der Erstveröffentlichung der sogenannten
«Michaeliskarte».

Susanne Mangold,
Dominik Sauerländer
Projektleitung 
«150 Michaeliskarten»
062 824 61 06

Blick über die Agglomeration Aarau, die sich jährlich mehr in die Landschaft ausdehnt. 
Foto: Giuseppe Pelloli



disch ist bereits durch eine Brücke
ersetzt, die den zunehmenden Verkehr
mit schweren Pferdegespannen besser
bewältigt als die alte Fähre. Eben erst
entstanden ist der Ortsteil Unterwin-
disch mit den Fabrikbauten und dem
Fabrikkanal der 1828 gegründeten
Spinnerei Kunz, und schliesslich mar-
kieren die Fabrikbauten der Spinnerei
Bébié den Anfang des Dorfes Turgi.
Diese alten Siedlungsstrukturen sind
heute kaum mehr sichtbar. Bereits im
19. Jahrhundert begannen sich erste
neue Wohngebiete neben den frühen
Industriebetrieben auszudehnen. Im
20. Jahrhundert wurde aufgrund der
neuen Mobilität vor allem entlang der
Verkehrswege gebaut. Vielerorts haben
sich aus den mittelalterlichen Dorfbil-
dern städtische Agglomerationen ent-

wickelt. Auch der Strukturwandel in
Land- und Forstwirtschaft hinterliess
seine Spuren in der Landschaft. Die in
den Jahren vor dem Zweiten Weltkrieg
durchgeführten Meliorationen mach-
ten aus vielfältigen, kleinräumigen
Kulturlandschaften reine Nutzflächen.
So erscheint uns die Landschaft heute
über weite Strecken ordentlich und
aufgeräumt, aber eben auch langweilig
und eintönig. 
Neben den Veränderungen in der
Fläche sind auch die begradigten und
kanalisierten Wasserläufe unüberseh-
bar. Der Wasserreichtum des Kantons
Aargau bot beste Voraussetzungen zur
Energiegewinnung und wurde entspre-
chend von der Industrie genutzt. Dies
war ohne massive bauliche Eingriffe in
die natürlichen Wasserläufe nicht mög-
lich. Staustufen und Kanalbauten ver-

änderten die Flusstäler massiv, denn
durch das Ausbleiben der regelmässi-
gen Überschwemmungen verschwan-
den die Auenlandschaften. Dasselbe
gilt auch im Kleinen: Nur verhältnis-
mässig wenig Bachstrecken folgen
heute noch ihrem natürlichen Lauf. 

andschaftswandel 
festhalten

Klaus Ewald hat den Landschaftswan-
del im Fricktal zwischen 1950 und
1970 anhand von Luftbildauswertun-
gen quantifiziert. Das Ergebnis ver-
deutlicht das Ausmass der Veränderun-
gen eindrücklich: Zwei Drittel der na-
turnahen Flächen und ein Drittel der
naturnahen linearen Strukturen gingen
in diesem Zeitraum verloren. 
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Das Wasserschloss auf der Michaeliskarte (Blatt VII, 1:25 000, 50 % verkleinert)



ie Natur 
braucht ihre Landschaft

Welche Auswirkungen haben nun die-
se Eingriffe in die Landschaft auf die
Natur? Wie reagieren Pflanzen und
Tiere auf die Umgestaltung oder gar
den Entzug ihrer Lebensräume? Durch
gezielte Langzeitbeobachtungen und
durch das Erstellen von Inventaren
können eine dramatische biologische
Verarmung und eine zunehmende
Störung des ökologischen Gleichge-
wichts belegt werden. Fazit: Die Natur
braucht ihre Landschaft! Das bedeu-
tet, dass der Naturschutz ohne die Er-
haltung der natürlichen Lebensräume
oder gar deren Wiederaufbau sinnlos
wird. 
Von privaten Natur- und Landschafts-
schutzorganisationen wurde dies er-
kannt – lange bevor die Behörden Ge-

D setze geschaffen und finanzielle Mittel
zur Verfügung gestellt haben. Mit dem
Kauf von naturnahen Arealen durch
private Organisationen wurden vorerst
Reservate und Rückzugsgebiete frei-
gehalten und geschützt. In den letzten
20 Jahren hat nun auch in der Öffent-
lichkeit ein Umdenken eingesetzt.
Heute bemühen sich die kantonalen
Stellen, den zerstörerischen Trend zu
beenden oder sogar umzukehren. In
Zusammenarbeit mit Natur- und Land-
schaftsschutzverbänden, den Gemein-
den und der Landwirtschaft wird ver-
sucht, die Landschaft gezielt zu renatu-
rieren. Noch warten grosse Aufgaben
auf uns, und ohne Konflikte wird die-
ser Prozess nicht ablaufen. Der bedeu-
tungsvollste erste Schritt ist aber mit
der Verabschiedung des kantonalen
Richtplans getan.
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Zustand 1950 Zustand 1976 Veränderung

Naturnahe und 
vielfältige Bereiche 576 ha 180 ha –396 ha

Hecken, Ufergehölze 170 km 116 km –54 km

Gruben (Kies und Sand) 20 30 +10

Intensivanlagen 
inkl. Schrebergärten 8 192 +184

Baumschulen 16 ha 198 ha +182 ha

Verjüngungsflächen 40 486 +446

Aussiedlungen 74 +74

Landschaftswandel im Tal der Sissle 
im oberen Fricktal zwischen 1950 und 1976

(aus «Der Landschaftswandel. Zur Veränderung schweizerischer Kulturland-
schaften im 20. Jahrhundert.» Klaus Ewald, Eidgenössische Anstalt für das
forstliche Versuchswesen, Birmensdorf. Bericht 191, 1978.)

Umgenutzte Wässermatten: In der
Aarauer Telli ist in den letzten 
30 Jahren eine Satellitenstadt mit
Wohnungen, Büros und Industrie-
anlagen entstanden.
Foto: Gerhard Ammann

Landschaft 
in Menschenhand

150 Jahre Michaeliskarte – 
Kulturlandschaft Aargau 
im Wandel

Die Ausstellung «Landschaft in
Menschenhand» behandelt in ei-
nem ersten Teil die Michaeliskar-
ten, deren Bedeutung und Produk-
tion sowie deren Inhalte. Der zwei-
te Teil der Ausstellung ist dem
Landschaftswandel in den letzten
150 Jahren gewidmet. In einem
dritten Teil geht es um die Zukunft:
Wie wollen wir mit unserer Land-
schaft in den nächsten Jahrzehnten
umgehen? 
Zu sehen sind neben zahlreichen
Fotografien und Kartenverglei-
chen auch Objekte zur Kartenpro-
duktion und Vermessung sowie
zwei interaktive Computerstatio-
nen. Begleitend zur Ausstellung
erscheinen eine 120-seitige, reich
bebilderte Publikation und didakti-
sche Unterlagen. 
Konzipiert und realisiert wurde
das Projekt von Gerhard Ammann
(Auenstein), Bruno Meier (Baden)
und Dominik Sauerländer (Aarau)
in Zusammenarbeit mit verschie-
denen kantonalen Stellen. Unter-
stützt und finanziert wird das Pro-
jekt vom Kanton Aargau, dem
«Fonds Landschaft Schweiz», dem
Kulturprozent der Migros Aare
und dem Naturama.
Die Ausstellung im Staatsarchiv in
Aarau ist geöffnet vom 25. No-
vember 1999 bis am 28. Januar
2000 während der Bürozeiten. Ab
März 2000 ist die Ausstellung im
historischen Museum in Baden so-
wie in weiteren Gemeinden im
Kanton Aargau zu Gast. Auskünfte
über Führungen und spezielle Öff-
nungszeiten sind unter der Telefon-
nummer 062 824 61 06 erhältlich.
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Der Kanton hat den Auftrag, die Ge-
meinden in der Ausführung ihrer Voll-
zugsaufgaben in Form von Ausbil-
dungsveranstaltungen (Kurse, Semi-
nare), Informationen (Publikation von
Vollzugshilfen) und Beratungen zu un-
terstützen. Damit die Abteilung Um-
weltschutz ihr Angebot noch besser auf
die Bedürfnisse der Gemeinden aus-
richten kann, hat sie im Mai 1998 eine
Umfrage über den Ausbildungsbedarf 

der Gemein-
den bzw. der
zuständigen
Personen
bezüglich
Vollzug der 

Umweltschutzgesetzgebung durchge-
führt. 226 der insgesamt 232 Gemein-
den haben sich an der Umfrage betei-
ligt, die Resultate der Umfrage reprä-
sentieren die Anliegen der Gemeinden
also gut.

Der Ausbildungsbedarf 
der Gemeinden ist gross

Dr. Philippe Baltzer
Doris Telöken
Abteilung Umweltschutz
061 835 33 60

Der Kanton Aargau bietet den Gemeinden jedes Jahr eine reichhaltige Palette an Informatio-
nen und Weiterbildungsveranstaltungen im Umweltbereich an. Entsprechen diese Angebote
aber überhaupt den Bedürfnissen der Gemeinden? Die Abteilung Umweltschutz wollte es
genau wissen und startete im Mai 1998 eine Umfrage bei allen Aargauer Gemeinden. Ziel
war es, den Ausbildungsbedarf der Gemeinden herauszufinden und das Ausbildungs- und
Informationsangebot der Abteilung Umweltschutz auf diese Bedürfnisse abzustimmen.
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ragen und Antworten

Frage 1:
Sehen Sie grundsätzlich einen Informations- oder Ausbildungsbedarf für den
Vollzug der Umweltschutzgesetzgebung in Ihrer Gemeinde?
Diese Frage haben 160 Gemeinden (71%) bejaht und 66 (29%) verneint.

Frage 2:
In welcher Form möchten Sie diesen Bedarf abgedeckt haben?

F

Die 500 Untersuchungsflächen wer-
den mit dem Satellitennavigations-
Gerät eingemessen.
Foto: Hintermann + Weber
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0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 130

Vorträge

Merkblätter

schriftliche
Informationen

Seminare/
Workshops

andere

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 130 140 150 160 170

2. hilfreich1. dringend 3. nicht nötig

Luftreinhaltung in Industrie und Gewerbe

Aufgaben der Gemeinden

Kontrolle, Durchsetzen von Auflagen

Verfahrensfragen

Liegenschaftsentwässerung und Versickerung

Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung

Abwasserentsorgung

Abfallentsorgung

Bodenschutz

Gewässerschutz in Industrie und Gewerbe

Gewässerverschmutzungen, Fischsterben

Altlastenproblematik

Schall- und Laserverordnung

Frage 3:
Wie beurteilen Sie den Informations- und Ausbildungsbedarf in den nach-
folgend aufgeführten Fachgebieten?
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erkblätter sind gefragt
Die Umfrage hat ergeben, dass gut 
70 Prozent der Gemeinden grundsätz-
lich Bedarf nach Ausbildung und Un-
terstützung haben. Schriftliche Infor-
mationen, zum Beispiel in Form von
Merkblättern, sind dabei am belieb-
testen. Themenspezifische Seminarien

M und Workshops finden bei rund einem
Drittel Anklang. Am wenigsten Zu-
stimmung finden Vorträge.
Die Umfrage zeigt, dass in der Regel
nicht Fachinformationen an sich, son-
dern viel mehr Hilfestellungen bei der
Umsetzung dieser Informationen in
der Praxis gefragt sind. Der Schwer-

Frage 4:
Nennen Sie bitte die in Ihrer Gemeinde wichtigsten Umweltprobleme (max.
vier). Brauchen Sie zur Lösung die Unterstützung der kantonalen Fachstelle?

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60

Abfall

Abwasser

Gewässer

Lärm

Luftreinhaltung

Liegenschaftsentwässerung

Hilfe nötig Hilfe nicht nötig

Altlasten

Frage 5:
Nennen Sie uns die Ansprechstelle für Umweltfragen in ihrer Gemeinde:

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Bauverwaltung

Gemeinderat

Gemeindeschreiber 
bzw. Gemeindekanzlei

Umweltschutzfachstelle

Bedarf ja Bedarf nein

punkt der dringend nötigen Ausbil-
dung liegt bei den beiden Punkten
«Kontrolle und Durchsetzen von Auf-
lagen» sowie «Aufgaben der Gemein-
de». Die neueren Vollzugsgebiete wie
Altlastenproblematik, Luftreinhaltung
in Industrie und Gewerbe oder Schall-
und Laserverordnung werden in den
Gemeinden (noch) nicht als Vollzugs-
problem wahrgenommen.
Der Bereich Abfall ist laut Umfrage
das wichtigste Umweltproblem in den
Gemeinden, wobei die Mehrheit der
Gemeinden der Meinung ist, hier nicht
auf die Unterstützung durch den Kan-
ton angewiesen zu sein. Das Thema
Lärm wird ebenfalls häufig genannt.
Hier wollen die Gemeinden unbedingt
Unterstützung durch den Kanton,
ebenso wie bei der Luftreinhaltung und
dem Altlastenproblem.
Gemeindeschreiber bzw. Gemeinde-
schreiberinnen wurden als häufigste
Ansprechperson für Umweltfragen an-
gegeben. Der grösste Teil der Gemein-
den hat somit die Gemeindekanzlei als
Anlaufstelle bezüglich Umweltanlie-
gen bestimmt. An zweiter bzw. dritter
Stelle folgen der Gemeinderat und die
Bauverwaltung. Drei Gemeinden ha-
ben eine eigene Umweltschutzfach-
stelle.

ie Abteilung Umwelt-
schutz bietet Ausbildung

Die Abteilung Umweltschutz hält auch
in Zukunft Augen und Ohren offen und
versucht, die Ausbildungsbedürfnisse
aller am Vollzug beteiligten Stellen,
vorab der Gemeinden, frühzeitig zu er-
kennen. Damit dies gelingt, ist sie auf
Rückmeldungen aus den Gemeinden –
sei es über umwelt.aargau@ag.ch oder
aus dem täglichen Vollzug – ange-
wiesen. Die Abteilung Umweltschutz
nimmt jede konstruktive Kritik gerne
entgegen. Die erkannten Ausbildungs-
und Wissenslücken werden auf prag-
matischem Weg mit den zur Verfügung
stehenden Mitteln geschlossen. 
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Aus- und Weiterbildungsangebote 1999
Nachfolgend sind die Ausbildungsmöglichkeiten aufgeführt, welche im laufenden Jahr stattgefunden haben oder noch
stattfinden werden.
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Fachbereich

Lärmschutz
Schall- und Laserverordnung

GEP, Grundlagenbericht 
Gewässer

Betrieb Kläranlagen

Feuerungskontrolle

Lenkungsabgabe auf VOC

Schall- und Laserverordnung

Bauabfallentsorgung

Umweltschutzgrundlagen
(Bauverwalter)

Bauvorhaben auf belasteten
Standorten

Schall- und Laserverordnung

Lokale Agenda 21

Erläuterungen

Weiterbildungstag des Gemeindeschreiberver-
bandes in Zusammenarbeit mit der Abteilung
Verkehr und der Abteilung Tiefbau.

Schulung der Ingenieure über die Beurteilung
und Aufnahme im Zusammenhang mit dem
Grundlagenbericht Gewässer, welcher in 
der ersten Stufe GEP erstellt werden muss. Der
Kurs wurde doppelt geführt.

Weiterbildungstag für Klärwärter. Dieser Kurs
wird immer auch zum Erfahrungsaustausch
genutzt.

Einführung der Feuerungskontrolle gemäss
neuem USD. 

Informationsveranstaltung für die Industrie in
Zusammenarbeit mit ECOSWISS (vorm. VFWL)
an der HTL Windisch.

Vollzugshilfen für die Gemeinden.

Die potenziellen Bewilligungsnehmer für die
Betriebsbewilligung müssen über die 
Anforderungen und die nötigen Grundlagen
informiert werden.

Die Bauverwaltervereinigung führt in
Zusammenarbeit mit der Erwachsenenbildung
der Handelsschule KV Aarau einen berufs-
begleitenden Aus- und Weiterbildungskurs für
Bauverwalter durch. Der Ausbildungsteil 
«Umweltschutz» wird von MA der AUS, der AVK
und der ALG bestritten. Der Kurs soll künftig
jährlich durchgeführt werden.

Gemäss USD braucht ein Bauvorhaben,
welches auf oder im Einflussbereich eines be-
lasteten Standortes ist, die Zustimmung des
Kantons. In diesem Zusammenhang tauchen
immer wieder wichtige Fragen auf.

Worauf bei Veranstaltungen mit Lasern zu
achten ist.

Der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung
soll den Gemeinden als Möglichkeit für 
die zukünftige Entwicklung näher gebracht
werden. Es werden Beispiele der Umsetzung
einer lokalen Agenda 21 vorgestellt.

Angebot und Daten

Workshop am 
19., 21. und 26. Mai 1999

Kurs am 11. und 24. März 1999

Seminar am 4. November 1999

Weisungen und Seminar im Herbst
vorgesehen

Grossveranstaltung am 
4. Juni 1999

Merkblätter
(noch ausstehend)

Merkblätter: 
Versand an Betriebe im August
1999

Kurs: Beginn im Herbst 1999; 
Teil Umweltschutz 
im November /Dezember

Merkblatt
(noch ausstehend)

Kurs im November

Seminar /Workshop: 
Impulstagung auf dem Herzberg 
am 1. Oktober 1999



Aus- und Weiterbildungsangebote 2000
Die nachfolgenden «Veranstaltungen» sind im nächsten Jahr vorgesehen. Getreu nach dem eingangs aufgeführten Grund-
satz können im Laufe des Jahres und je nach Rückmeldungen aus den Gemeinden weitere Veranstaltungen dazukommen.
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Fachbereich

Biologische 
Gewässeruntersuchungen

Emissionserklärungen

Versickerung

Altlastenverordnung

Umweltschutzgrundlagen
(Bauverwalter)

Erläuterungen

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen sowie
die daraus zu ziehenden Schlüsse sollen den
jeweiligen Gemeinden im Einzugsgebiet des
Gewässers erläutert und diskutiert werden.

Im Rahmen des Neuaufbaus des Emissions-
katasters fallen die neusten Erkenntnisse über
die Luftemissionen der einzelnen Betriebe an.
Diese sollen mit den Verantwortlichen in den
Gemeinden diskutiert werden.

Die summarische Übersicht über die 
Bauprojekte, welche beim Kanton eingegeben
werden, zeigt, dass die Trennung von
sauberem und verschmutztem Abwasser und
die Versickerung bei den Architekten noch
nicht «in Fleisch und Blut» übergegangen ist.

Für die Gemeinden wie auch für die
Konkursämter sollen Seminare zur Altlasten-
verordnung durchgeführt werden.

Die Bauverwaltervereinigung führt in
Zusammenarbeit mit der Erwachsenenbildung
der Handelsschule KV Aarau einen berufs-
begleitenden Aus- und Weiterbildungskurs für
Bauverwalter durch. Der Ausbildungsteil
«Umweltschutz» wird von den Abteilungen
Umweltschutz, Verkehr sowie Landschaft 
und Gewässer bestritten. Der Kurs soll künftig
jährlich durchgeführt werden.

Angebot und Daten

Ausbildung «on the job»

Ausbildung «on the job»

Seminar /Workshop

Seminar /Workshop

Kurs
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Das Carosserie-Gewerbe bekeimt (Wasser-)Farbe 
Luftreinhaltung im Wandel
Interkantonales Messprojekt für lungengängige Partikel (PMIO) 
Wo Feuer ist, da ist auch Rauch - Abfälle verbrennen im Freien 
Luftmessungen im Entwicklungsgebiet Baden Nord 
Keine Abfälle in den Ofen!
Der Sommersmog als Dauerbreimer
Lärm ist unerwünschter Schall!

Erfolgreicher Umweltschutz dank erfolgreicher Ausbildung
Neue Modelle für die Behandlung von Baugesuchen in Gemeinden 
Natur in der Gemeinde - Ordner mit Arbeitshilfen
Soeben erschienen... CD-ROM «A!R»
Soeben erschienen... Broschüre «Wie geht es unserem Wald?»
Soeben erschienen... Reussbericht von 1994 bis 1998

Die Aktion «Gesunde Böden» stellt sich vor
Überblick über die Bodenbelastung
Voll Rohr von Zuzgen nach Winterthur! (Transitgasleitung) 
Wohin mit dem Klärschlamm?
Stand der Einzäunungsarbeiten bei 300-m-Schiessanlagen

Trendwende - Abfall trennen ist «in»
Vorsicht bei der Entsorgung von Tartanbelägen
Mehrweggeschirr bei Grossanlässen: genussvoll und umweltfreundlich
Kompostierbare Säcke: ein praktischer Luxus?
Neue Wege bei der Entsorgung von Elektronikschrott
Die Gemeindegruben werden geschlossen
Mehr Kehricht! Trendwende in der Abfallbewirtschaftung?
Umstrittene Gebührenmodelle
Kompost und Klärschlamm: zwei Dünger, eine Fachberatung 
BUWAL-Richtlinie für die Verwertung mineralischer Bauabfälle

Ohne Chemie gegen Unkraut
Sind wir gerüstet? (Schadendienste im Aargau)
Endgültige Verabschiedung von PCB!
Neue Vorschriften bei der Verwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln
Auswirkimgen von Schaumlöschmitteln auf die Umwelt 
Freisetzungsversuch von Gentech-Mais in Oftringen
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Die Sanierung des Hallwilersees macht Fortschritte 
Grosser Erfolg mit kleinen Bildern (Kanalfernsehen) 
Das «Hydrologische Jahrbuch» des Kantons Aargau 1996 
Das grosse Unsichtbare - unser Grundwasser 
Streitpunkt Regenbecken
Die neue Fischfangstatistik - erster Baustein des Biomonitoring 
Gewässerunterhalt - so wenig wie möglich, so viel wie nötig 
Vernetzung von Aare und Limmat beim Kraftwerk Stroppel 
Die Überwachung der kommunalen Abwasserreinigungsanlagen 
Die Wasserqualität der aargauischen Fliessgewässer 1996/97 
Pflege der Uferbestockung als Teil des Gewässerunterhalts 
Ein Fluss ist mehr als Wasser - mehr Kies für die Aare 
Weniger Fischsterben im Kanton Aargau
Der Generelle Entwässerungsplan - eine lohnende Investition 
Gewässerunterhalt - Mähen von Böschungen 
Ertragseinbussen bei der Berufsfischerei im Hallwilersee 1998 
Quellen - bedrohte Biotope für Spezialisten
Erfolgreiches Betriebsjahr 1998 für die kommunalen ARA 
Anfall und Verwertung des Klärschlamms 1998
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Gesundheit

Ressourcen

1 43Raum / Landschaft

Natur

Recht

Umweltbildung

Sonder­
nummern
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2
2
3
5
5
7

37
33
29
33
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47
29
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35
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33
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43
47
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61
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49
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4
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Die Umweltverträglichkeitsprüftmg ist kein Papiertiger 
Mit dem neuen Waldgesetz zur Nachhaltigkeit 
Erfahrungen mit der Umweltverträglichkeitsprüfung UVP 
Das neue Umweltschutzdekret ist beschlossene Sache 
Neuerungen beim Bau und Unterhalt von Tankanlagen

Vom Einfluss der Umwelt auf die Gesundheit
Luftschadstoffe belasten unsere Gesundheit
Messkampagne 1997; Wie radioaktiv sind imsere Wildpilze?
Zuviel Nitrat im Trinkwasser?
Mobilität - ein Phänomen unserer Zeit
Nimm s Velo - die Einladung für eine andere Mobilität 
Sommerlicher Badespass - auch in Seen und Flüssen 
Tipps für den Haushalt: Wie gehe ich richtig mit Lebensmitteln um?

Halbzeit im Mehrjahresprogramm «Natur 2001»
Mehr Natur auf dem Bauernhof
Der Auenschutzpark Aargau wird realisiert
Bekämpfung des Feuerbrandes
Der praxisorientierte Naturschutzkurs - ein Dauerbrenner!
Volkszählung in der aargauischen Natur

Gemeinsames Vorgehen bei der Abbauplanung
Wärmenutzung aus Gewässer und Boden
Grundwasser - ein erneuerbarer Aargauer Bodenschatz
Energiebuchhaltung in Wölflinswil: Die besseren Argumente wirken...
Naturkies verdrängt Recyclingkies
Richtig heizen will gelernt sein!
Mägden als Energiestadt ausgezeichnet
Umweltmanagement in Privathaushalten
Energie-Contracting - die Chance für effizientes Energiesparen
Mit Solarstrom auf Erfolgskurs

NATURAMA - die innovative Erneuerung des Naturmuseums 
Die neuen Unterrichtsmaterialien sind da!
Energiewochen an Aargauer Schulen
Ein virtueller Rundgang durch das NATURAMA
Die Honigbiene - eine neue Praxishilfe für Schule und Imkerei
Lasst 1000 Blumen blühen!
Der Ausbildungsbedarf der Gemeinden ist gross

Schule auf dem Bauernhof - zwei Partner arbeiten zusammen 
«Kleiner Umweg» zwischen Schöftland und Staffelbach 
(Linienführung der Transitgasleitung)
Massanzug statt Konfektion (Planung in der ländlichen Gemeinde) 
Walddauerbeobachtung im Kanton Aargau 
Nützen und Schützen über die Grenzen hinweg 
Der Industriekataster für den Kanton Aargau liegt vor
Alte Karten neu betrachtet
Richtplan-Gesamtkarte und 232 Bauzonenpläne im Internet
Mit dem Bahnhof den Zug nicht verpassen
Die Erholungssuchenden am Hochrhein
Siedlungsqualität ist kein Zufall
Gemeinden im Gespann
Still-Legung von Ackerland in Wohlenschwil - eine Erfolgsbilanz 
Im Aargau entsteht ein kantonales Radroutennetz
Landschaft in Menschenhand
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1 Irmi 1998 Luftreinhaltung - Immissionsmessungen im Kanton Aargau - Resultate 1997
2 August 1998 Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in Notlagen
3 Januar 1999 Zustand der aargauischen Fliessgewässer 1996/97 - Bericht über die Wasserqualität
4 Februar 1999 Aargauer Wald und Waldrecht
5 März 1999 Luftbelastung im Kanton Aargau - Immissionsbericht 1998
6 Juni 1999 Lagebericht Chemiesicherheit 1999
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An die Redaktion o
S-'

UMWELT AARGAU
□

□

□

□

neu:

Bemerkungen / Anregungen / Kritik:

lì

Ich interessiere mich nicht für UMWELT AARGAU.
Bitte streichen Sie mich von Ihrer Abonnentenliste.

Ich möchte UMWELT AARGAU regelmässig erhalten.
Bitte nehmen Sie mich in Ihre Abonnentenliste auf.

Senden Sie mir __  weitere Exemplare UMWELT AARGAU
Nr. 7, Oktober 1999.

Zutreffendes ankreuzen.
Vollständige Adresse nicht 
vergessen!
Karte ausfüllen und im Couvert 
an folgende Adresse senden:

Meine Adresse hat geändert, 
alt:

UMWELT AARGAU 
c/o Abteilung Umweltschutz 
Buchenhof 
5001 Aarau

oder Fax 062 835 33 69
e-mail; umwelt.aargau@ag.ch
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